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Beru, den 15. Mürz 1936 


17. JZahvgana 


Polen wartet ab 


Man war ſich in Polen, wie auch in anderen Ländern, 


von vornherein darüber im Klaren, daß der Abſchluß des 


franzöſiſch⸗ſowjetiſtiſchen Paktes eine klare und eindeutige 
Antwort von deutſcher Seite hervorrufen mußte. Da man 


fich in Polen ſelber durch den ſowjetfreundlichen Kurs der 


franzöſiſchen Außenpolitik verletzt und bedroht fühlt, ſah 
man der erwarteten deutſchen Antwort mit Spannung, aber. 
zugleich mit der Abſicht entgegen, ſich in deren Beurteilung 
nicht von der gegenwartsfremden Voreingenommenheit der 
Diplomaten des Quai d Orſay leiten zu laſſen. Auch die 
nationaldemokratiſchen Kreiſe, in denen man es doch gleich— 
ſam als Ehrenſache betrachtet, ſich vor Deutſchland zu 
fürchten, vermochten in der Rede des Führers keine Stelle 
zu finden, die ihnen Gelegenheit gegeben hätte, noch einmal 
die „kritiſche Schärfe“ ihres genormten Intellektes zu 
prüfen. Darauf alſo, daß Deutſchland eines Tages die Be— 
ſchränkung ſeiner Wehrhoheit in den weſtlichen Grenz⸗ 
gebieten beſeitigen würde, war man in Polen gefaßt. Und 
man war auch bereit, einen derartigen Schritt als not= 
wendig und berechtigt anzuerkennen. 


Trotzdem gelingt es der polniſchen Preſſe nicht, eine 
gewiſſe Beunruhigung zu verbergen. Aber dieſe wird 
weniger durch die offen bekundete und berſtändliche Haltung 
Deutſchlands, als durch die teils ſture, teils verſchwommene 
Kritik. der weſtlichen Partner des Locarnopaktes verurſacht. 
Man würde es in Polen vermutlich am liebſten ſehen, wenn 
ſich die Weſtmächte mit der Beſeitigung der entmilitarifier- 
ten Zone als mit einer gegebenen und niemanden be⸗ 
drohenden Tatſache abfinden und auf die vom Führer ent⸗ 
wickelten, poſitiven Friedensvorſchläge eingehen würden. 
Denn jeder Verſuch, von Dentſchland auf irgendeine Weiſe 
die Wiederherſtellung des status quo zu erzwingen oder, da 
das nicht möglich iſt, Deutſchland wenigſtens die Rache und 
Empörung der in ihrer „politiſchen Moral“ verletzten Ge⸗ 
wiſſen der Diplomaten von vorgeſtern fühlen zu laſſen, 
würde Polen, das ja Mitglied des Völkerbundes und Frank- 
reichs Verbündeter iſe, in eine unerfreuliche Lage verſetzen. 
Hat ſeinerzeit ſchon die durch die Mitarbeit in Genf er⸗ 
zwungene Beteiligung an den gegen Italien verhängten 
Sanktionen in Polen Kritik und Widerwillen geweckt, ſo 
würde ein ähnliches Vorgehen der Genfer 
Inſtitution gegen Deutſchland nicht nur 
gegen ſehr weſentliche wirtſchaftliche In⸗ 
tereſſen Polens verſtoßen, ſondern auch 
mit beſtimmten grundſätzlichen Erwägun⸗ 
gen der polniſchen Außenpolitik in Wider⸗ 
ſpruch ſtehen. Das Beſtreben der polniſchen Außen⸗ 
politik iſt es daher, ſich nach Möglichkeit von dem 
ganzen Fragenkomplex, der durch den unbelehr⸗ 
baren Widerſtand Frankreichs gegen die Einbeziehung des 
Rheinlandes in die Wehrhoheit des Reiches aufgerührt 
worden iſt, zu diſtanzieren. 

In dieſem Sinne iſt daher auch die erſte amtliche 
Erklärung der polniſchen Regierung zu dieſer 
Frage gehalten. Es heißt darin: Die Reaktion des Deutſchen 
Reiches auf den franzöſiſch⸗ſowjetiſtiſchen Pakt ſei zu er⸗ 


warten geweſen und zu verſtehen. Das deutſche 
Vorgehen ſei in erſter Linie eine weſteuropäiſche 
Angelegenheit und intereſſiere als ſolche auch vor 
allem die weſteuropäiſchen Staaten. Was die oſteuropäiſche 
Politik anbelange, ſo ſei der Stand der Dinge 
zwiſchen Deutſchland und Polen durch den 
Nichtangriffspakt von 1934 bereits gere⸗ 
gelt. Die polniſche Regierung werde natürlich die weitere 
Entwicklung der Dinge mit großem Intereſſe verfolgen; ſie 
ſei aber nicht der Anſicht, daß durch das deutſche Vorgehen 
irgendwelche neuen Momente in das bisherige Verhältnis 
zwiſchen Deutſchland und Polen eingeführt worden ſeien. 
Die polniſche Regierung werde auch in Zukunft an ihrer 
bisherigen Außenpolitik feſthalten und auch weiterhin die 
Politik der unbeſtimmten Formeln und Prozeduren, die in 
der letzten Zeit ſo viel Unheil angerichtet habe, vermeiden. 


So viel kann man jedenfalls als ſicher annehmen, daß 
die einigermaßen ernſt zu nehmende Preſſe in Polen keine 
Neigung verſpürt, dazu beizutragen, daß ihr Land in eine 
Auseinanderſetzung hineingezerrt wird, die feiner Außen- 
politik die Eigengeſetzlichkeit nehmen und feiner Wirtſchaft. 
nur Schaden zufügen könnte. Es iſt nicht das erſte Mal, 
daß ſich die polniſche Preſſe dazu beglückwünſchen kann, daß 
ihr Land durch den Gewaltverzichtspakt mit Deutſchland 
wenigſtens in bezug auf das Verhältnis zum weſtlichen 
Nachbarn aus dem Chaos der europäiſchen Politik heraus⸗ 
gelöſt worden iſt. Auch an dem Teil der polniſchen Preſſe, 
der ſeinerzeit den Abſchluß des Paktes mit Deutſchland mit 
dem kritikloſen Eifer einer dogmatiſchen Franzoſenfreund⸗ 
ſchaft bekämpft hat, ſind die Ereigniſſe der zwei letzten 
Jahre, wie es ſcheint, nicht völlig ſpurlos vorübergegangen. 


Zwar hat ſich ihre grundſätzlich ablehnende Einſtellung zu 
Deutſchland in keiner Weiſe geändert; doch ſcheint ihr 


früher geradezu hemmungsloſes Vertrauen zu Frankreich 
merklich erſchüttert zu ſein. Hat ſich doch Pott der alte 


Dmowſfki vor kurzem veranlaßt geſehen, Kritik an dem 
bolſchewiſtiſchen 


Abenteuer des franzöſiſchen Bundes⸗ 
feln. den zu üben! Dieſe Kritik mag ihm nicht leicht gefallen 
ein. 

In bezug auf den franzöſiſch⸗ſowjetiſtiſchen Pakt ließ ſich 
in Polen nach dem 7. März eine Uebereinſtimmung der 
Meinungen feſtſtellen, wie ſie in den Fragen der polniſchen 
Außenpolitik während der letzten Jahre kaum jemals be— 


merkt werden konnte. Es iſt freilich fraglich, ob dieſe Ueber⸗ 


einſtimmung von längerer Dauer ſein wird. Hier und da 
ſcheint in der oppofitionellen Preſſe — nach der Verblüffung 
der erſten Tage — auch ſchon wieder der alte Hang zur 
unfruchtbaren Nörgelei die Oberhand über die nüchterne 
Beurteilung der Lage gewinnen zu wollen. Auch kann man 
nicht ohne weiteres behaupten, daß die polniſche Preſſe, die 


jetzt faſt durchweg den in der oben erwähnten amtlichen 


Erklärung geäußerten Standpunkt vertritt, nun auch wirk⸗ 
lich ſo denkt. Aber daß ſie es für nützlich hält, eben ſo und 
nicht anders zuſprechen, iſt mit Rückſicht darauf, daß ihre 


Stimme auch in Frankreich gehört wird, immerhin won 


was wert Dr. 
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wa hrhaften Frieden. 


Noch kein Ergebnis 

Die deutſch⸗polniſchen Beſprechungen über den 
Durchgangsverkehr haben bisher zu keinem. Er⸗ 
gebnis geführt. Eine polniſche Delegation hat in Berlin zu 
den deutſchen Angeboten Gegenvorſchläge unterbreitet, über 
die jedoch keine Einigung erzielt werden konnte. Deutſchland 
folite, wie die polniſche Preſſe mitteilte, nach dieſen Vor⸗ 
ſchlägen einen Teil der eingefrorenen polniſchen Forderun⸗ 
gen aus dem Durchgangsverkehr in Deviſen oder 
Obligationen der Reichsbank (?) bezahlen; der 
Reſt der Forderungen ſollte zum Teil durch die Aufrech⸗ 
nung von Verpflichtungen polniſcher 
Staatsbürger gegenüber Deutſchland, zum anderen 
Teil durch deutſche Warenlieferungen nach Polen 
beglichen werden. Dieſe Vorſchläge konnten von deutſcher 
Seite nicht angenommen werden. Nach polniſchen Berech⸗ 
nungen ſind die eingefrorenen Forderungen, die Ende 
Oktober v. Is. etwa 66 Mill. Zloty betragen haben, bis 
etwa Anfang März d. Is. auf rund 90 Mill. Zloty an⸗ 
gewachſen („Express Poranny“), obwohl Deutſchland in der 
Imiſchenzeit einen gewiſſen Betrag überwieſen hat. Die 
Beſprechungen ſollen in Warſchau fortgeführt werden. 


. Bei: dieſen Beſprechungen handelt es ſich nicht nur 
darum, wie die inzwiſchen aufgelaufenen polniſchen Forde⸗ 
rungen; deren. Transferierung durch die deutſche Deviſen⸗ 
knappheit verhindert wird, beglichen werden können, ſondern 
auch darum, wie ſich in Zukunft ähnliche 
Schwierigkeiten nach Möglichkeit vermei⸗ 
den laſſen. Wenn man von der Annahme ausgeht, daß 
Deutſchland noch für längere Zeit gezwungen ſein wird, mit 
ſeinen Deviſen äußerſt ſparſam umzugehen, dann erſcheint 
dieſe zweite Frage als der wichtigere Teil des ganzen 
Problems. Dann erſcheint es vor allem notwendig, die Ent⸗ 
ſtehung neuer, nicht transferierbarer polniſcher Forderun⸗ 
gen aus dem Durchgangsverkehr nach Möglichkeit zu 
vermeiden. j 
Die Entwicklung des Eiſenbahntranſitverkehrs 

Es iſt angebracht, in dieſem Zuſammenhange einige 
Worte über die Entwicklung des deutſchen 
Durchgangsverkehrs während der letzten 
Jahre zu fagen. Unter den Transportträgern des deutſchen 
Oſtpreußenverkehrs ſteht die Eiſenbahn an weitaus 
erſter Stelle. Der Eiſenbahnverkehr durch den Korridor 
(ohne Viehtransport) von bzw. nach Oſtpreußen hat 
betragen (in 1000 Tonnen): 


Oſtpr. Empfang Oſtpr. Verſand Geſamtverkehr 
1931 2406 244 2650 
1932 2106 228 2334 
1933 2360 377 2737 
1934 2862 446 3108 


Im Eiſenbahnperkehr zwiſchen Oſtpreußen und dem 
übrigen Reich überwiegt demnach der oſtpreußiſche 
Empfang bei weitem den oſtpreußiſchen Verſand. O ſt⸗ 
preußen hat im Jahre 1931 nur den zehnten 
‚und im Jahre 1934 nur den achten Teil der 
Gütermenge auf dem Schienenwege ins 
übrige Reich verſandt, die es von dort auf 
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In dieſen drei Jahren hat Deutſchland wieder zurfiderhalten feine Ehre, wiedergefunden 
ſeinen Glauben, überwunden ſeine größte wirtſchaftliche Not und endlich einen neuen kultu⸗ 
rellen Aufſtieg eingeleitet. Dies glaube ich vor meinem Gewiſſen und vor meinem Gott 
ausſprechen zu dürfen. Ich bitte jetzt das deutſche Volk, mich in meinem Glauben zu ſtärken 
und mir durch die Kraft ſeines Willens auch weiterhin die eigene Kraft zu geben, um für 
ſeine Ehre und ſeine Freiheit jederzeit mutig eintreten und für ſein wirtſchaftliches Wohl⸗ 
ergehen ſorgen zu können, und mich beſonders zu fügen in meinem Ringen um einen 


Möglichkeiten des Oſtpreußenverkehrs 


Adolf Hitler 


demſelben Wege empfangen hat. Das iſt vom 
frachtlichen Standpunkt aus ein durchaus ungeſundes Ver- 
hältnis, da ein großer Teil der beladen nach Oſtpreußen 
gehenden Waggons leer von dort zurückfahren muß. Unter 
den Gütern, die vom übrigen Reich nach Oſtpreußen ver⸗ 
ſandt werden, ſtehen die Kohlen an erſter Stelle. Der 
Kohlenempfang Oſtpreußens über die Durch⸗ 
gangsſtrecken hat in den Jahren 1927 bis 1933 zwiſchen 64 
und 71 v. H. und im Jahre 1934 52 v. H. des oſtpreußiſchen 
Geſamtempfanges über die Durchgangsſtrecken betragen. 
Deviſenpolitiſch fällt hierbei beſonders ins Gewicht, daß 
Oſtpreußen ſeine Kohlen, ſoweit ſie nicht über See kommen, 
zum weitaus größten Teil aus dem oberſchleſiſchen 
Revier bezieht, daß die nach Oſtpreußen gehenden 
Kohlenzüge alſo die längſte der über polniſches Gebiet 
gehenden Eiſenbahnſtrecken, die 355 kmlange Strecke 
Koſtau— Dt. Eylau, benutzen. Nach der polniſchen 
Güterbewegungeſtatiſtik, die im allgemeinen etwas höhere 
Zahlen als die entſprechende Statiſtik der Deutſchen Reichs⸗ 
bahn angibt, ſind auf dieſer Strecke z. B. im Jahre 1933 
nach Oſtpreußen 1211000, von Oſtpreußen dagegen nur 
14000 Tonnen Güter im Durchgangsverkehr befördert 
worden. An zweiter Stelle ſteht die kürzeſte der ſieben für 
den Güterdurchgangsverkehr vorhandenen Strecken, die 
Strecke Firchau— Marienburg, auf der im ge⸗ 
nannten Jahre nach Oſtpreußen 743 000 und von. Oſt⸗ 
preußen 138000 Tonnen Güter im Tranſit befördert worden 
ſind. Es folgen die Strecken Neubentſchen — Dt. Eylau 
(300 000 bzw. 46 000 Tonnen), Frauſtadt — Dt. Eylau 
(109 000 bzw. 4000 Tonnen), Schneidemühl — Dt. Eylau 
(98 000 bzw. 97 000 Tonnen), Freyhan — Dt. Eylau (59 000 
bzw. 4000 Tonnen) und ſchließlich Groß⸗Boſchpol—Marien⸗ 
burg (9000 bzw. 10 000 Tonnen). Ein gewiſſer Ausgleich 
der ungünſtigen Frachtbilanz des deutſchen Durchgangs⸗ 
verfehrs wird durch den oſtpreußiſchen Viehverſand. 
ins übrige Reich erreicht, der in der obigen Aufſtellung nicht 
berückſichtigt werden konnte, da er nicht in Tonnen, ſondern 
in Stück gemeſſen wird. 


Der Stand des See⸗ und Binuenſchiffahrtsverkehrs 


Die zweite Stelle im Oſtpreußenverkehr nimmt der See⸗ 
transport ein. Oſtpreußen hat aus dem übrigen Reich 1934 
auf dem Seewege etwa 743 000 Tonnen Güter 
empfangen und 481000 Tonnen dorthin verſandt. Auch 
hier iſt alſo die Frachtbilanz bei weitem nicht ausgeglichen; 
doch iſt die Spanne zwiſchen Empfang und Verſand er⸗ 
heblich niedriger als im Eiſenbahndurchgangsverkehr. Der 
deutſche Oſtpreußenverkehr über die Binnenwaſſer⸗ 
ſtraßen iſt im Vergleich zu demjenigen auf dem Schienen⸗ 


wege und über See bisher von völlig untergeordneter Be⸗ 


deutung. Er hat in den letzten Jahren ſtark geſchwankt. 
1931 hat er etwa 14 200, 1932 etwa 12 600, 1933 etwa 
11 600 und 1934 nur etwa 6400 Tonnen betragen. (Der 
Güterdurchgangsberkehr auf Kraftwagen, der durch 
vertragliche Hinderniſſe gehemmt wird, und der Luft⸗ 
verkehr, der für Laſttransporte nicht in Frage kommt, 
können hier übergangen werden.) Nach obigen An⸗ 
gaben hat ſich im Jahre 1934 der Güterverkehr 
zwiſchen Oſtpreußen und dem übrigen Reich 
wie folgt zuſammengeſetzt (in 1000 Tonnen): 3 5 


Nach Vo. 
Oſtpreußen Oſtpreußen Geſamt 
Eiſenbahnverkehr 2662 446 3108 
Seeverfehr 743 481 1224 
Binnenſchiffahrt . 4 2 6 
Insgeſamt 3409 929 4338 


Im Jahre 1934 ſind alſo 71 v. H. des geſamten 
deutſchen Oſtpreußenverkehrs auf dem 
Schienenwege abgewickelt worden. 


Starker Deviſenabfluß 


Der deutſche Durchgangsverkehr durch den Korridor iſt 
für Polen eine ſehr bedeutſame Einnahme⸗ 
quelle. Er nimmt innerhalb des Geſamttranſitverkehrs 
durch Polen den weitaus erſten Platz ein (1934: über 
80 v. H.). Seine Erträge bilden den wichtigſten Faktor der 
deutſch⸗polniſchen Dienſtleiſtungsbilanz. Die Deutſche 
Reichsbahn hat in den letzten Jahren folgende Summen 
für den Oſtpreußentranſitverkehr an Polen gezahlt 
(in Millionen Zloty): 


Güterverkehr Perſonenverkehr Geſamtverkehr 


1931 62,5 9,6 72,1 
1932 49,5 7.2 56,7 
1933 50,3 7.9 58,2 
1934 57,5 10,3 67,8 


Auf den Perſonen verkehr entfallen von den an 
Polen aus dem Titel des Durchgangsverkehrs gezahlten 
Beträgen nur etwa 15 v. H., auf den Kohlenkrans⸗ 
port dagegen etwa 40 v. H. und auf den übrigen 
Güterverkehr rund 45 v. H. 


Umleitung auf den Seeweg 


Da mit der zunehmenden Wirtſchaftsbelebung mit einer 
fortgeſetzten Steigerung des Verkehrs zwiſchen Oſtpreußen 
und dem übrigen Reiche zu rechnen iſt, Deutſchland jedoch 
auf eine möglichſt geringe Inanſpruchnahme ſeines De⸗ 
vifenbeftandes bedacht fein muß, Polen für eine Bezahlung 

der Tranſitſchulden in Waren wenig Verſtändnis beweiſt und 
der Verſuch einer Kompenſierung der polniſchen Forderun⸗ 
gen in Deutſchland mit deutſchen Forderungen in Polen die 
Möglichkeit neuer Verwickelungen in ſich birgt, iſt die 
Aufgabe geſtellt, den die deutſche Zahlungs⸗ 
bilanz belaſtenden Durchgangs verkehr 
durch polniſches Gebiet bzw. die Koſten 
dieſes Verkehrs zu verringern. Es bieten ſich 
hier verſchiedene Möglichkeiten, doch ſind ſie durchweg mit 
erheblichen ſowohl verkehrstechniſchen wie tarifpolitiſchen 
Schwierigkeiten verbunden. 

Zunächſt iſt in dieſer Beziehung an eine Umlei⸗ 
tung eines Teiles des Güterverkehrs auf 
den Seeweg zu denken, wie ſie nach dem Inkrafttreten 
der polniſchen Verordnung vom 7. Februar bereits zwangs⸗ 
läufig in einem gewiſſen Umfange verſucht worden iſt. Eine 
derartige Umſtellung ſetzt aber eine gründliche Neuord⸗ 
nung des Tarifſyſtems voraus. So iſt z. B. unter 
den geltenden Tarifverhältniſſen an einen Transport der 
oberſchleſiſchen Kohle auf dem Bahn⸗Seewege Stettin — 
Königsberg nicht zu denken; außerdem iſt es unwahrſchein⸗ 
lich, daß auf dieſem Wege die Kohle billiger befördert 
werden kann als über die Tranſitſtrecke Koſtau— Dt. Eylau, 
ohne die Selbſtkoſtengrenze zu unterſchreiten. Aehnlich wie 
in dieſem Falle iſt wohl auch bei der Mehrzahl der anderen 
Waren eine Umleitung vom Schienen- auf den Seeweg mit 
einer Erhöhung der Transportkoſten ver⸗ 
bunden. Es kommt hinzu, daß die Anlagen der 
oſtpreußiſchen Häfen Königsberg, Pillau und 
Elbing für eine weſentliche Steigerung des Güterumſchlages, 
namentlich für eine ſtarke Vermehrung des Kohlen⸗ 
umſchlages, nicht ausreichen. Doch iſt bei alledem zu 
bedenken, daß in der Frage des Oſtpreußenverkehrs von 
jeher der Geſichtspunkt der volk s wirtſchaftlichen Ren⸗ 
tabilität ſtark in den Vordergrund geſtellt werden mußte, und 
daß privat wirtſchaftliche Geſichtspunkte bei der Tarif⸗ 
geſtaltung um ſo mehr zurückzutreten haben, je dringlicher 
die Frage einer ausreichenden Verkehrsverſorgung dieſes 
vom Reiche getrennten Gebietes auftritt, wie das gegen⸗ 
wärtig in beſonderem Maße der Fall iſt. 


Die Möglichkeiten des Binnenſchiffahrtsverkehrs 

Eine beträchtliche Aufnahmefähigkeit 
für den vom Schienenwege verdrängten 
Oſtpreußenverkehr beſitzt die bisher kaum 
ausgenutzte Binnenwaſſerſtraße Netze⸗ 
Bromberger Kanal— untere Weichſel. Welche 
vertraglichen Hinderniſſe, techniſchen Schwierigkeiten und 
tariflichen Widerſtände zu überwinden ſind, um dieſen, vor 
allem für billige Maſſengüter geeigneten Weg dem Oſt⸗ 
preußenverkehr dienſtbar zu machen, hat Friedrich Roß 
in ſeiner aufſchlußreichen Schrift „Flußdienſt Oſt⸗ 
preußen — Reich“ dargelegt. (Siehe „Oſtland“ Nr. 24, 
1935, Seiten 278/79.) In ſeiner dortigen Unterſuchung der 
Transportkoſten für nach Oſtpreußen gehende oberſchleſiſche 
Kohle kommt Roß zu dem Ergebnis, daß die Verwendung 
des. heute an die polniſchen Staatsbahnen zu zahlenden 
Frachtanteiles für Ausnahmetarife der Binnenfchiffahrt 
einen Ausgleich der Eiſenbahn⸗ und Binnenwaſſerfrachten 
mit ſich bringen und die Rentabilität der Kohlentransporte 
über den Flußweg gewährleiſten würden. Die Lage der 
oſtdeutſchen Binnenſchiffahrt, fährt Roß fort, würde damit 
zweifellos mit einem Schlage gebeſſert werden. Vom volks⸗ 
wirtſchaftlichen Standpunkt aus (Kohlenausnahmetarife der 
Reichsbahn, Zahlung von Frachtanteilen an die polniſchen 
Staatsbahnen) wäre der Vinnenſchiffahrtstransport von 
Kohle nur zu empfehlen. Die gegenüber der Eiſenbahn 
längere Beförderungsdauer müßte unter Berückſichtigung 
der Produktivität des Binnenwaſſerverſandes in Kauf ge⸗ 
nommen werden. 

j Der Kraftwagenverkehr 

Durch die Schwierigkeiten im Durchgangsverkehr iſt die 
Aufmerkſamkeit auch wieder auf die Frage einer 
ſtärkeren Einſetzung des Kraftwagen⸗ 
transportes in den Oſtpreußenverkehr ge 
lenkt worden. Dieſe Frage wird ohnehin ſchon durch die 
raſch fortſchreitende Motoriſierung Deutſchlands auf⸗ 
geworfen. Schon bevor die Transferierung der Tranſit⸗ 
ſchulden akut wurde, hat zwiſchen deutſchen und polniſchen 
Stellen eine erſte Fühlungnahme wegen der Möglichkeit 
einer, dem im Ausbau befindlichen modernen deutſchen 
Straßennetz gleichwertigen Verbindung zwiſchen Oſtpreußen 
und dem übrigen Reich ſtattgefunden. Bei dem als not⸗ 
wendig empfundenen Ausbau des Binnenſchiffahrts- und 
Kraftwagentranſits handelt es ſich um Angelegen⸗ 
heiten, die auchohne die deutſchen Devifen⸗ 
ſchwierigkeiten über kurzoder lang einmal 
hätten in Angriff genommen werden 
müſſen, deren Dringlichkeit durch dieſe Schwierigkeiten 
aber verſchärft worden ſind. Dagegen wird man die 
Umleitung des Oſtpreußenverkehrs vom 
Schienen⸗ auf den Waſſerweg letzten Endes 
immer als eine, wenn vielleicht auch auf 
längere Sicht einzuleitende Behelfsmaß⸗ 
nahme anzuſehen haben. 

Eine andere Frage, die, unausgeſprochen, ſchon lange 
ihrer Aufrollung geharrt hat, iſt die Neuregelung der 
polniſchen Eiſenbahntranſittarife. Man 
kann es Deutſchland auf die Dauer ſchwer zumuten, daß es 
mit den hohen Frachtanteilen, die es z. B. für den Kohlen⸗ 
transport auf der Strecke Koſtau — Dt. Eylau an die 
polniſchen Staatsbahnen zu zahlen hat, die Verluſt⸗ 
tarife ausgleicht, mit deren Hilfe Polen 
feinen Kohlenexport über Gdingen for⸗ 
ciert (Deutſchland zahlt auf der 355 km langen Tranſit⸗ 
ſtrecke je Tonne Kohle beinahe doppelt ſo viel Fracht, wie der 
oſtoberſchleſiſche Bergbau für den Transport auf der 610 km 
langen Strecke Kattowitz —Gdingen zu zahlen hat). Es muß 
auch auf die Dauer als untragbar empfunden werden, daß 
die deutſchen Bemühungen, die Verkehrs⸗ 
ferne Oſtpreußens dutch eine entſprechende Tarif⸗ 
geſtaltung zu überbrücken, durch das ſtarre 
Feſthalten an den ſeit mehrals einem Jahr⸗ 
zehnt unverändert geltenden, hohen Tarif⸗ 
ſätzen auf der polniſchen Durchgangsſtrecke beein⸗ 
trächtigt werden. Es wäre zu begrüßen, wenn die hier 
berührten Fragen bei den Verhandlungen mit Polen mit⸗ 
berückſichtigt würden. 
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Die Brüſſeler Reife des Oberſten Beck 


Der zweitägige Aufenthalt des polniſchen Außen» 
miniſters in Brüſſel am 5. und 6. März hat in der inter⸗ 
nationalen Oeffentlichkeit einiges Aufſehen erregt. Es iſt im 
allgemeinen nicht üblich, daß ſich ein Außenminiſter, nur um 
einen Handels vertrag zu unterſchreiben, perſönlich 
ins Ausland bemüht. Immerhin beſitzt Belgien 
für die polniſche Handelspolitik eine ge⸗ 
wiſſe Bedeutung. Unter den Abnehmern polniſcher 
Waren ſteht es an vierter Stelle; im Jahre 1935 
hat es für 57 Mill. Zloty Waren aus Polen bezogen, 
während es nur für 26 Mill. Zloty Waren dorthin aus⸗ 
geführt hat. Der belgiſch⸗polniſche Handelsverkehr hat ſich 
bisher im allgemeinen ohne Schwierigkeiten und Meinungs- 
verſchiedenheiten vollzogen. Es iſt aber begreiflich, daß 
Brüſſel Wert darauf legt, die für Belgien außer⸗ 
ordentlich ungünſtige Bilanz des Handels 
mit Polen auszugleichen. Warſchau behauptet 
demgegenüber, daß Polen des hohen Aktivſaldos im Waren⸗ 
verkehr bedürfe, um als Schuldnerland ſeine finan⸗ 
ziellen Verpflichtungen gegenüber Belgien 
erfüllen zu können. In dem jetzt von Oberſt Beck und 
van Zeeland unterzeichneten Handelsvertrag ſcheinen ſich 
der belgiſche Wunſch nach einem Ausgleich der Handels⸗ 
bilanz und das polniſche Verlangen nach einer Beibehaltung 
des gegenwärtigen Zuſtandes auf einer mittleren Linie zu 
treffen: Polen kann damit rechnen, daß ſich ſeine Ausfuhr 
nach Belgien auf der bisherigen Höhe erhält, und Belgien 
hat von polniſcher Seite eine Reihe neuer 
Zollermäßigungen zugeſtanden erhalten. Wichtig iſt auch 
folgendes: Belgiſches Kapital iſt bereits in be⸗ 
trächtlichem Umfang in der polniſchen Induſtrie, vor allem 
in der Elektrizitätswirtſchaft, tätig. Die polniſche Regierung 
kann bei der Durchführung ihrer wirtſchaftspolitiſchen Pläne 
die finanzielle Hilfe des Auslandes ſchwerlich entbehren. 
Sie ſcheint bereit zu fein, dem belgiſchen In duſtrie⸗ 
und vielleicht auch dem belgiſchen Bank⸗ 
kapital neue Konzeſſionen zu machen. Die 
polniſche Preſſe hebt in dieſem Zuſammenhange, mit einem 
fühlbaren Seitenhieb auf Frankreich, aber auch auf Deutſch⸗ 
land, hervor, daß Polen bei Belgien ſicher ſein könne, daß 
dieſes mit ſeiner wirtſchaftlichen Betätigung in Polen keine 
„politiſchen Nebenabſichten“ verbinde. 


Was die Aufmerkſamkeit der internationalen Oeffent⸗ 
lichkeit auf den Beſuch des polniſchen Außenminiſters in 
Brüſſel gelenkt hat, iſt aber nicht dieſe ſeine wirtſchaft⸗ 
liche Bedeutung, ſondern die mit ihm verbundene 
politiſche Abſicht. Es iſt Warſchau nicht möglich 
geweſen, das Zuſtandekommen des franzöſiſch⸗ 
ſowjetiſtiſchen Paktes zu hindern. So will es 
dieſem Pakte jetzt wenigſtens einen Teil ſeiner gefährlichen 
Wirkſamkeit nehmen, indem es die bei einigen Bundes⸗ 
genoſſen Frankreichs vorhandene kritiſche Einſtellung gegen⸗ 
über dem ſowjetfreundlichen Kurs zu ſtärken verſucht. In 
diefer Beziehung ſpielt Belgien offenſichtlich eine bedeut⸗ 
ſame Rolle. Es trennt auf einem ſtrategiſch beſonders 
wichtigen Abſchnitt Deutſchland von Frankreich. Es kann 
durch ſein Verhalten die Wirkſamkeit des Paktes entweder 
hemmen oder verſtärken. Es hat die Wahl. in ſeiner Ein⸗ 
ſtellung zum Pakt entweder dem polniſchen oder dem 
tſchechiſchen Beiſpiel zu folgen. Oberſt Beck hat in Brüffel 
mit Recht darauf hinweiſen können, daß nachdem Ab⸗ 
ſchluß des franzöſiſch⸗ſowjetiſtiſchen Paktes 
den zwiſchen den Fronten der Großmächte 


gelegenen Staaten eine erhöhte Verant⸗ 
wortlichkeit gegenüber dem europäiſchen 
Frieden zufällt. Der polniſchen Außenpolitik, wie ſie 
von Oberſt Beck in Brüffel vertreten worden iſt, liegt ein 
durchaus richtiger Gedanke zugrunde: Einerſeits iſt es klar, 
daß Frankreich ſich um ſo leichter zu einem Vorgehen gegen 
Deutſchland entſchließt, je mehr es ſich darauf verlaſſen 
kann, daß ſeine Verbündeten im öſtlichen und weſtlichen 
Mitteleuropa ſich ſeiner Politik anſchließen werden. 
Andererſeits iſt aber auch klar, daß die Staaten, die Be⸗ 
denken haben, dem ſowjetfreundlichen Kurs ihres franzöſi⸗ 
ſchen Bundesgenoſſen zu folgen, ſich nicht dazu entſchließen 
können, von der e ſogleich auf die deutſche Seite 
hinüberzuwechſeln. So liegt in dem Verſuch, dieſe Staaten 
auf einer mittleren Linie zu ſammeln, eine Chance für 
Polen, da es darauf hinweiſen kann, daß es zur Vermeidung 
eines europäiſchen Konfliktes, deſſen erſte Leidtragende doch 
gerade die „zwiſchen den Fronten“ gelegenen mittleren und 
kleineren Staaten fein würden, notwendig fei, ein e Art 
„Sanitätsgürtel“ zwiſchen die Großmächte 
zulegen. 8 

Die Gedankengänge des polniſchen Außenminiſters 
haben in Brüſſel, wie es ſcheint, einigen Anklang gefunden. 
Zum mindeſten haben die Beſtrebungen, ſich aus 
der immer bedenklicher werdenden Ab⸗ 
hängigkeit von der franzöſiſchen Außen⸗ 
politik zu befreien, in der belgiſchen Oef⸗ 
fentlichkeit, vor allem im flämiſchen Bevölkerungsteil, 
in letzter Zeit an Boden gewonnen. Die erfolgreichen 
Bemühungen Polens, ſeine eigenen politiſchen Wege zu 
gehen und ſich in keinerlei Blockbildungen und ſonſtige 
diplomatiſche Kombinationen hineinziehen zu laſſen, ſind in 
Belgien nicht ohne Eindruck geblieben. Sie regen zur Nach⸗ 
ahmung an. Doch läßt ſich nicht überſehen, daß Belgien 
von jeher weit ſtärker als Polen in das Netz 
der franzöſiſchen Außenpolitik einge⸗ 
ſpannt war. Die Bindungen Belgiens an den 
franzöſiſchen Bundesgenoſſen ſind nicht nur wegen deſſen 
unmittelbarer Nachbarſchaft enger und feſter als diejenigen 
Polens. Sondern es ſpielen hierbei auch noch die nationalen 
Verhältniſſe dieſes Zweivölkerſtaates eine bedeutſame Rolle: 
Das walloniſche Element fieht in der An⸗ 
lehnung an Frankreicheine Garantie ſeiner 
e RL Stellung gegenüber 

en Flamen. Praktiſch haben ſich bisher jedenfalls die 
Anhänger Frankreichs am Ruder behauptet. 

Die polniſche Initiative mag auf die belgiſchen Kritiker 
eines allzu engen Zuſammengehens mit Frankreich ermun⸗ 
ternd gewirkt haben. Auch läßt ſich die Aehnlichkeit der 
belgiſchen mit der polniſchen Situation gegenüber dem 
franzöſiſchen Sowjetpakt nicht beſtreiten. Aber es ſcheint 
doch, daß Polen hier den natürlichen Bereich 
ſeiner Außenpolitik etwas zu weit zu 
ſpannen verſuchthat. Belgien kann Sympathie für 
die polniſche Außenpolitik haben. Doch reicht dieſe zu einem 
wirklichen Einfluß auf den Kurs der belgiſchen Außenpolitik 
nicht aus. Wenn Belgien ſich an der Politik eines anderen 
Staates als Frankreich orientiert, dann an derjenigen 
Englands, nicht aber an derjenigen Polens. Das 
geht auch aus der Stellungnahme des belgiſchen Miniſter⸗ 
präſidenten und Außenminiſters van Zeeland zu der durch 
den franzöſiſchen Widerſtand gegen die deutſche Wehrfreiheit 
geſchaffenen Lage hervor. 


Bis zum 21. März 


müssen die Bestellungen für das 2. Vierteljahr 1936 für 
das „Ostland“ bei Ihrem Postamt aufgegeben werden. 
Bezugspreis RM. o, so zuzüglich RM. 0,12 Bestellgeld. 


Die Abgeordnete Pryſtor, die Frau des ehemaligen 
Miniſterpräſidenten, hat vor kurzem im polniſchen Sejm 
einen Geſetzentwurf eingebracht, der das Verbot der 
Viehſchächtungen nach dem talmudifden 
Ritus in den öffentlichen und privaten Schlachthäufern 
Polens vom 1. Januar 1937 an vorſieht. Dieſer 
Antrag hat die geſamte Judenſchaft Polens in gewaltige 
Aufregung verſetzt und dazu veranlaßt, ihre bewährten 
Beziehungen zu ihren Raffegenoffen in aller Herren Länder 
ſpielen zu laſſen, die nun ihrerſeits angefangen haben, 
ihren Einfluß auf die Preſſe ihrer Gaſtſtaaten gegen Polen 
aufzubieten. Deutſchland hat die Frage der rituellen 
Schlachtungen durch Geſetz kurz und bündig geregelt. In 
Deutſchland hat dieſe Frage nur eine humanitäre Be⸗ 
deutung gehabt: Der fadiſtiſchen Tierquälerei des Schächtens 
hat ein Ende gemacht werden müſſen. 

In Polen iſt die Schächtfrage zugleich 
auch ein wirtſchaftliches Problem. Im ehe⸗ 
maligen Rufſiſchpolen nehmen die jüdiſchen Schlächter eine 
Monspolſtellun geein. Die jüdiſchen Rabbiner erheben 
für die Genehmigung der rituellen Schlachtungen feit Jahr⸗ 
zehnten beträchtliche Gebühren, die bei Rindern gegenwärtig 
10 v. H. des Viehpreiſes betragen. Der Ertrag fällt den 
jüdiſchen Gemeinden zu und bildet meiſt deren Haupt⸗ 
einnahmequelle. Dieſer Zuſtand hat die Entſtehung 
eines beſonderen Standes von Fleiſchgroß⸗ 
händlern zur Folge gehabt, die faſt durchweg 
Juden find und durch karkellartige Zuſammen⸗ 
ſchlüſſe die Vieh⸗ und Fleiſchpreiſe diktieren. Unter dieſen 
Umſtänden wird es verſtändlich, daß der Bauer für ſein 


Vieh nur Preiſe erhält, die nicht oder kaum ſeine Selbſt⸗ 


koſten decken, während der Verbraucher ungerechtfertigt hohe 
Preiſe für das Fleiſch bezahlen muß. Der Verdiener iſt 
der Jude. 

Der Abgeordnete Dudzinſki, der im Sejmausſchuß 
über dieſe ae berichtete, ftellte an Hand ſtatiſtiſcher 
Zahlen u. a. feſt, daß die polniſche Landwirtſchaft 
3. B. im Jahre 1932 durchdas rituelle Schlachten 
mit einer den jüdiſchen Gemeinden zufließenden Sonder⸗ 
ſteuer in Höhe von 18 Mill. Zloty belaſtet 
worden iſt. Dazu kommen dann noch die Koſten der 
rituellen Schlachtung. Ferner iſt zu beachten, daß beim 
Schächten das Fell erheblich beſchädigt wird, fo 
daß dadurch für die polniſche Volkswirtſchaft jährlich ein 
weiterer Verluſt von über 10 Mill. Zloty entſteht 
und Polen, ein Agrarland mit reichem Viehbeſtand, ge⸗ 
zwungen iſt, Felle aus dem Ausland einzuführen. Durch 
das Schächten geht weiter das Blut der Tiere ganz oder 
teilweiſe verloren, was einen Verluſt von etwa 
1 Million Zloty jährtich verurſacht. Schließlich haben 
die beim Schächten zu beachtenden Vorſchriften eine ge⸗ 
ſunde Entwicklung des Fleiſchhandels in 
Polen verhindert, wodurch nach den Schätzungen von 
Sachkennern die polniſche Volkswirtſchaft jährlich Werte in 
Höhe von etwa 70 Mill. Zloty einbüßt. Nach den rituellen 
Beſtimmungen wird „koſcheres“ und „reifes“ 
Fleiſch unterſchieden. „Koſcher“ find die Vorderteile; ſie 
kommen in die jüdiſchen Geſchäfte. Die „treifen“ Hinterteile 
find für Gois beſtimmt. Es liegt auf der Hand, daß in den 
Orten, in denen mehr Juden als Nichtjuden wohnen — und 
ſolche Orte ſind in Polen nicht ſelten — Schwierigkeiten im 
Abſatz des „treifen“ Fleiſches entſtehen. „Koſcher“ iſt das 
Fleiſch aber nur dann, wenn der Schächter das Meſſer 
vorher gut abgeleckt hat, wenn das Vieh ſich nach dem 
Stechen nicht mehr gerührt hat, wenn es weder ein Bein 
noch eine Rippe gebrochen hat, wenn kein Haar in die 
Schnittwunde gekommen iſt; „koſcher“ iſt das Fleiſch aber 
auch dann, wenn das Vieh an Tuberkuloſe oder an Milz⸗ 
brand erkrankt iſt, oder wenn es zwar inmitten des größten 
Schmutzes, aber „vorſchriftsmäßig“ zu Tode gequält worden 
iſt. Es kommt noch hinzu, daß „koſcheres“ Fleiſch nicht in 
Kühlhallen untergebracht werden darf, was die Regelung 
der Marktpreiſe für Fleiſch in Polen geradezu ausſchließt. 

„Die rituelle Schlachtung“, ſtellte der Abgeordnete 
Dudzinſki unter Hinweis auf die dadurch verurſachte 


Sonderbelaſtung der Landwirtſchaft feſt, „iſt eine der Haupt⸗ 
urſachen dafür, daß der polniſche Bauer die Zündhölzer aus 
Sparſamkeitsgründen in zwei Teile ſpalten und ſeine Kar⸗ 


toffeln in Heringswaſſer kochen muß.“ Der Vertreter des 
Landwirtſchaftsminiſteriums, Jablonſki, erklärte, daß 
das rituelle Schlachten eine der Urſachen der Monopoliſie⸗ 
rung des Fleiſchhandels und damit auch der übermäßigen 
Senkung der Tierzuchtpreiſe ſei. Der als wiſſenſchaftlicher 
Gutachter herangezogene Prälat Trzeciak wies darauf 
hin, daß ſich weder im Geſetz Moſes, noch im Talmud oder 
im Schulchan⸗Aruch ein Gebot des Schächtens feſtſtellen 
lafſe. Und die Abgeordnete Pryſtor erklärte: „Wenn 
3 Millionen Juden proteſtieren, ſo können 30 Millionen der 
nichtjüdiſchen Bevölkerung nicht immer die Partei ſein, 
welche nachgibt.“ Der Vertreter des Kultusminiſteriums, 
Pfarrer Zongollowicz, aber ſtellte ſich auf den von 
den Rabbinern vertretenen Standpunkt, daß die rituelle 
Schlachtung als eine Vorſchrift der „jüdiſchen Religion“ zu 
gelten habe und ihr Verbot daher mit der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Gleichberechtigung aller Glaubensbekenntmniſſe in 
Widerſpruch ſtehe. 

Die allgemeine Stimmung in Polen iſt 
ganz eindeutig für das in dem Geſetzent⸗ 
wurf Pryſtor geforderte Verbot der 
rituellen Schlachtungen. Und auch innerhalb der 
Regierung kann man ſich, wie aus der Erklärung des 
Vertreters des Landwirtſchaftsminiſteriums hervorgeht, der 
Notwendigkeit, dem bisherigen nicht nur kulturell ſkanda⸗ 
löſen, ſondern auch wirtſchaftlich äußerſt ſchädlichen Zuſtand 
ein Ende zu machen, nicht völlig verſchließen. Andererſeits 
aber fürchtet man auf ſeiten der Regierung unange⸗ 
nehme Rückwirkungen eines Verbotes auf 
die politiſche und finanzielle Lage Polens. 
Die Judenſchaft macht mobil. Es hat ſich ein 
jüdiſches „Komitee zum Schutze der rituellen Schlachtung“ 
gebildet. Am 11. März trat in Warſchau eine außerordent⸗ 
liche Konferenz aller in Polen lebenden Rabbiner und Ober⸗ 
rabbiner zuſammen. Die jüdiſchen Senatoren und Ab⸗ 
geordneten ſind von ihren Raſſegenoſſen aufgefordert 
worden, für den Fall, daß der Antrag Pryſtor angenommen 
werden ſollte, ihre Mandate niederzulegen. Außerdem iſt die 
Durchführung eines eintägigen jüdiſchen Proteſtſtreikes in 
ganz Polen geplant. An das polniſche Volk iſt ein von 
900 Rabbinern unterſchriebener Aufruf ergangen, in dem 


der Antrag der Abgeordneten Pryſtor als „ein Anſchlag 


gegen eines der Fundamente der jüdiſchen Religion“ hin⸗ 
geſtellt wird. Zuglexh ift im Auslande eine von den 


dortigen Juden inſzenierte Aktion gegen Polen im Gange. 
Alles deutet darauf hin, daß die Frage des Schächt⸗ 


verbotes, die in Deutſchland ohne alle Schwierigkeiten 
gelöft werden konnte, für Polen eine Art Macht⸗ 
probe gegenüber den Juden bedeutet. Eine Nicht⸗ 
durchführung des von der geſamten nichtjüdiſchen Bevölke⸗ 
rung Polens gewünſchten Schüchtverbotes durch die Re⸗ 
gierung würde unter dieſen Umſtänden einer öffentlichen 
Kapitulation vor den Juden gleichkommen. 
eee eee 
Das deutſche Volk wird lieber jede Not und Draugſal auf 
fi) nehmen, als von dem Gebot der Ehre und dem Willen zur 
Freiheit und Gleichberechtigung abzuſtehen. Adolf Hitler. 


Die Deutſche Reichsregierung ſchlägt vor, zum Zweck der 
Sicherung der Unverſehrbarkeit und Unverletzbarkeit der Grenzen 
im Weiten einen Nichtangriffspakt zwiſchen Deutſchland, Frank⸗ 


reich und Belgien abzuſchließen, deſſen Dauer fie bereit iſt, auf 


25 Jahre zu fixieren. 

Die Deutſche Reichsregierung wiederholt ihr Angebot, mit 
den im Oſten an Deutſchland grenzenden Staaten ähnlich wie mit 
Polen Nichtangriffspakte abzuſchtießen. 

Aus dem Memorandum der Neichs regierung. 
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Die „Legion der Jungen“ geht in Oppoſition 


Schon vor länger als einem Jahre machten ſich zwiſchen 
dem Regierungslager und der „Legion Mlodych“, der 
Jugendorganiſation dieſes Lagers, weitgehende Meinungs- 
verſchiedenheiten bemerkbar. Die „Legion Miodych“ wurde 
vor einer Reihe von Jahren unter Mitwirkung führender 
Perſönlichkeiten des Pilſudſkilagers ins Leben gerufen. Sie 
war die einzige Jugendorganiſation dieſes Lagers, die es 
verjtand, mit breiteren Kreiſen der polniſchen Jugend wirk⸗ 
lich in Fühlung zu kommen. Sie war dazu auserſehen, die 
Tradition der Erſten Brigade der jüngeren polniſchen Gene- 
ration zu vermitteln und der organiſatoriſchen Erfaſſung 
der Jugend durch die entſprechenden Organiſationen der 
oppoſitionellen Parteien, vor allem der Nationaldemo⸗ 
kratiſchen Partei und der bäuerlichen Volkspartei, entgegen⸗ 
zuwirken. Es iſt dem Pilſudſkilager mit ſeiner Jugend⸗ 
organiſation aber ähnlich wie den oppoſitionellen Parteien 
mit den von ihnen ins Leben gerufenen Jugendorgani⸗ 
ſationen ergangen: Kaum hatten dieſe Organiſationen einige 
Bedeutung erlangt, als ſie auch ſchon gegen die alten 
Führer ihrer Parteien zu opponieren und 
eigene Wege zu gehen begannen. Die Jungen 
lehnten es ab, ſich lediglich als aktiviſtiſche Stoßtrupps der 
Alten benutzen zu laſſen. Sie ſtanden zwar der geſchicht⸗ 
lichen Leiſtung der Alten, die um die ſtaatliche Wieder⸗ 
aufrichtung Polens gekämpft hatten, poſitiv gegenüber; ſie 
gaben ſich aber nicht damit zufrieden, nur die Tradition 
dieſes abgeſchloſſenen Kampfes zu pflegen, ſondern wandten 
ſich mehr und mehr eigenen Aufgaben zu, die ſie vor allem 
auf ſozialem Gebiete erblickten und zu deren Löſung 
ſie den alten Parteiführern die Befähigung glaubten ab— 
ſprechen zu müſſen. Im bäuerlichen Lager wurde 
der Bruch der Generationen durch den gleichgerichteten ſozialen 
Radikalismus der Jungen und Alten vermieden. In der 
Nationaldemokratiſchen Partei aber rebel⸗ 
lierte die junge Generation, die ſeinerzeit im „Lager des 
Großen Polen“ zuſammengeſchloſſen war, gegen die Füh- 


rung der Alten, und ihre aftivften Elemente ſchloſſen ſich im 
„Nationalradikalen Lager“ zuſammen. Beide Organi⸗ 
ſationen wurden ſchließlich verboten. Im Pilſudfki⸗ 
lager führte der ſoziale, vielfach kommuniſtiſch 
angehauchte Radikalismus der Jungen zu 
ſcharfen Auseinanderſetzungen zwiſchen der „Legion 
Miodych“ und dem konſervativen Flügel des Lagers. Die 
Führer der Jungen verſagten der Führung des Pilſudſki⸗ 
blocks den Gehorſam. Im vergangenen Jahre wurde der 
„Legion“ die bis dahin gewährte Unterſtützung aus der 
Staatskaſſe entzogen, und die Mitglieder der Oberſten⸗ 
gruppe, die die „Legion“ bis dahin geſtützt und gefördert 
hatte, zogen ſich von ihr zurück. Praktiſch hörte die „Legion“ 
ſchon damals auf, eine Jugendorganiſation des Regierungs⸗ 
lagers zu ſein. Sie begann, ſich völlig auf eigene Füße zu 
ſtellen. Jetzt hat der Hauptrat der „Legion“ den 
Auszug aus dem Regierungslager endgültig 
vollzogen. In einer Erklärung, die der Hauptrat in ſeinem 
Organ, dem „Nowe Panstwo Pracy“, veröffentlicht hat, wird 
die gegenwärtige politiſche Situation Polens, die von dem 
ehemaligen „Unparteilichen Block für die Zuſammenarbeit 
mit der Regierung“ geſchaffen wurde, auf- ſchärfſte verurteilt 
und eine grundlegende Aenderung der beſtehen⸗ 
den Gefellſchaftsſtruktur Polens gefor⸗ 
dert. Dann heißt es: „Der Hauptrat ſtellt feſt, daß die 
politiſche Einteilung der polniſchen Volksgemeinſchaft in das 
‚Regierungslager‘ und das ſogenannte ‚oppofitionelle Lager“ 
im gegenwärtigen Augenblick nicht mehr aktuell iſt, und be⸗ 
ſchließt: Die Legion Mlodych' befindet ſich im 
Lager der ſozialen polniſchen Linken und ruft 
die junge polniſche Welt der Arbeit zur Konſolidierung auf.“ 
Damit hat, wie es ſcheint, der ſoziale Radikalismus in der 
„Legion“ endgültig geſiegt. Ob die „Legion“ als ein Stoß⸗ 
trupp des Bolſchewismus in Polen anzuſprechen iſt, das 
wird ſich aus ihrer künftigen Einſtellung zur Juden= 
frage ergeben. 


Chaos an den polnifchen Univerſitäten 


Die politiſchen Zuſtände an den polniſchen Univerſitäten 
und Hochſchulen nehmen immer mehr anarchiſche Formen 
an. Die unentſchloſſene Haltung der Univerſitätsbehörden 
iſt weder geeignet, die radikalen antiſemitiſchen Forderungen 
der rechtsoppoſitionellen Studentenſchaft zu befriedigen, noch 
dieſe Studentenſchaft an weiteren Ausſchreitungen zu 
hindern. So mußte die Warſchauer Univerſität 
kürzlich wieder einmal für einige Zeit geſchloſſen 
werden. Diesmal handelte es ſich um die Ermäßigung 
der Studiengebühren, die die Studentenſchaft 
durch einen allgemeinen Zahlungsſtreik zu erzwingen 
verſuchte. An Stelle der allgemeinen Gebührenſenkung 
hatte die Regierung die Ermäßigung der Gebühren auf 
Grund beſonderer Anträge im Einzelfalle vorgeſehen, 
wobei die Prüfung der Anträge nicht von der ſtudentiſchen 
Selbſtverwaltungskörperſchaft, der „Bratnia Pomoc“, ſondern 
von einer eigens zu dieſem Zweck von der Regierung ge⸗ 
bildeten Stelle durchgeführt werden ſollte. Mit dieſer 
Regelung gab ſich die Studentenſchaft jedoch nicht zufrieden. 
Unter nationaldemokratiſchem Druck erklärte die „Bratnia 
Pomoc“, daß die Studentenſchaft gegen alle, die ſolche Er⸗ 
mäßigungsanträge ſtellen und den Zahlungsſtreik brechen 
würden, eine Boykottaktion durchführen werde. 

Dieſe Drohung wurde auch ſofort verwirklicht. Im Unis 
verſitätsgebäude kam es zu neuen Schlägereien; es 
wurden Gasbomben geworfen und Fenſterſcheiben ein⸗ 
geſchlagen. Auch in der Jahresverſammlung der 
„Bratnia. Pomoc“ gerieten die oppoſitionellen und die 
regierungsfreundlichen Studenten einander in die Haare. 
Der Vorſtand wurde von ſeinen nationaldemokratiſchen 
Kommilitonen mit faulen Eiern beworfen. Die 
tegierungsfreundlichen Studenten räumten ſchließlich das 
Feld, und unter dem ſtürmiſchen Beifall der Zurückgeblie⸗ 
benen wurde ſchließlich der von den Nationaldemokraten 
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geſtellte Antrag auf Einführung des Arier⸗ 
paragraphen in der „Bratnia Pomoc“ genehmigt. 
Der Beſchluß bedarf, um Rechtskraft zu erhalten, allerdings 
noch der Beſtätigung durch die Univerſitätsbehörden, die 
ſchwerlich erteilt werden dürfte. Wegen Beteiligung an den 
erwähnten Ausſchreitungen im Univerjitätsgebäude wurden 
14 Studenten verhaftet. 5 


Die meiſt regierungsfeindliche Studentenſchaft der 


Warſchauer Techniſchen Hochſchule hat ſich dem 
Jahlungsſtreik der Univerſitätsſtudenten angeſchloſſen. Am 
8. März beſchloß 


} die Vertretung. der Studenten, das 
Gebäude der Hochſchule zu beſetzen und den Lehrbetrieb zu 
verhindern. Die Juden wurden aufgefordert, das Gebäude 
binnen 15 Minuten zu verlaſſen; die Eingänge wurden 
beſetzt, und etwa 3500 Studenten ließen ſich häuslich in ihrer 
Hochſchule nieder. Polizei mit Panzerwagen und 
Waſſerſpritzen umſtellte das Gebäude. Die belagerten 
Studenten hängten zu den Fenſtern des von ihnen beſetzten 
Gebäudes Transparente heraus, in denen die Bevölkerung 


aufgefordert wurde, ſie mit Lebensmitteln zu verſehen. Den 


mit den Streikenden Sympathiſierenden, die dieſer Auf⸗ 
forderung nachkommen wollten, wurde jedoch von der 
Polizei der Zugang zur Hochſchule verwehrt. Die an der 
Hochſchule vorbeifahrenden Straßenbahnzüge wurden von 
Polizeibeamten begleitet, um das Abwerfen von Lebens⸗ 
mittelpaketen durch die Fahrgäſte zu verhindern. Darauf 
erſchienen über der Hochſchule zwei Flugzeuge des 
Warſchauer Aeroklubs, die an Fallſchirmen befeſtigte 


Lebensmittelpakete über der Hochſchule abwarfen. Die Un⸗ 


ruhen griffen ſchließlich auch auf die Warſchauer Land- 


wirtſchaftliche Hochſchule und die Hochſchule 


für politiſche Wiſſenſchaften über. Die dort 
ſtudierenden Juden wurden verprügelt und auf die Straße 
gejagt. Daraufhin mußte auch. an dieſen beiden Hochſchulen 
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der Lehrbetrieb eingeſtellt werden. Die Studenten der Uni⸗ 
verſität bildeten Demonſtrationszüge, die gegen 
die Polizeiſperre zur Techniſchen Hochſchule durchzudringen 
verſuchten. Die Zuſammenſtöße der Demonſtranten hielten 
den ganzen 10. März über an. Polizei zu Fuß und zu 
Pferde ſuchte immer wieder die Studenten auseinander zu 
treiben. Sie wurde von dieſen mit Tränengas⸗ 
bomben empfangen. 

Die halbamtliche Agentur „Iskra“ nahm in einem un⸗ 
gewöhnlich ſcharf gehaltenen Artikel zu den Ereigniſſen 
Stellung. Die endekiſche Hetze, heißt es da, dürfe nicht 
länger bagatelliſiert werden; ſie könne gefährlich werden. 
Die Regierung müſſe ein für allemal den inneren Verrat 
mit der Wurzel ausreißen. Die Anarchie, die in 
Polen einreiße, dürfe auf keinen Fall 
länger geduldet werden. Die Nationaldemo⸗ 
‚fratie habe überhaupt kein Recht, die Macht in Polen für 
ſich zu verlangen. In der antiſemitiſchen Frage treibe ſie 
ein falſches Spiel. In den Jahren, in denen ſie 


Die Irrtümer des 
x Der litauiſche Verkehrsminiſter Stani⸗ 
ſchauskis hielt vor kurzem in Kauen vor einer Abteilung 
litauiſcher Schützen einen Vortrag, in dem er über die 
litauiſche Memelpolitik folgendes ausführte: „. .. Bisher 
hat ſich auch der andere Herzenswunſch unſerer Nation, 
die Verſchmelzung des Memelgebietes mit 
Großlitauen, nicht erfüllt. Dort wird ſchon ſeit 1923 
ein harter Kampf des Litauertums gegen 
das Deutſchtum geführt. Wir dürfen nicht verzagen, 
wenn der Kampf langſam fortſchreitet und die Erfolge nicht 
fo groß find, wie wir es wünſchen. Der German is mus 
hat dort ſeit 500 Jahren feine verderbliche (!) Arbeit getan. 
Darum können wir nicht erwarten, daß es möglich iſt, in 
13 Jahren die Bemühungen von Jahrhunderten mühelos zu 
zerbrechen. Dazu gehören mehr als 13 Jahre. Der 
Kampf um die Erweckung des National⸗ 
bewußtſeins im Memelgebiet wird ununter⸗ 
brochen und ſyſtematiſch geführt. In dieſem Kampf gibt es 
auch unvermeidliche Winkelzüge. Wenn ſich die 
politiſche Lage ändert, wird es auch notwendig ſein, die 
Taktik zu ändern. Wie die Befreiung Wilnas, ſo erfordert 
auch die Wiederlitauiſierung des Memelgebietes nicht nur 
einen geſunden Optimismus, ſondern auch unermüdliche 
ſyſtematiſche Arbeit. Wir müſſen uns bemühen, die 
Unterſchiede in der materiellen Kultur zu 
vperwiſchen, die die Litauer (?) des Memelgebietes von 
den Großlitauern trennen. Das iſt eine der notwendigſten 
Vorausſetzungen für die Gewinnung des Kampfes.“ 


Zu dieſer Rede ließe ſich verſchiedenes ſagen: Zunächſt. 


ziſt es notwendig, darauf hinzuweiſen, daß es angeſichts der 
tatſächlichen Struktur der das Gebiet des derzeitigen 
litauiſchen Staates bewohnenden Bevölkerung ſchlecht 
möglich iſt, von einer „litauiſchen Nation“ zu 
ſprechen. Bis die Bewohner dieſes Gebietes, ſoweit ſie 
weder Deutſche, noch Polen oder Juden ſind, einmal ſo weit 
ſein werden, daß man ſie als „Nation“ anſprechen kann, 
wird noch viel Waſſer die Memel hinunterfließen müſſen. 
Der litauiſche Miniſter tut ſo, als ob die memelländiſche 
Bevölkerung überhaupt kein Nationalbewußtſein 
beſäße. Wenn er ſich dort einmal umſehen wollte, würde er 
ſehr bald dahinterkommen, daß dieſe Bevölkerung von 
einem ſehr ſcharf ausgeprägten National⸗ 
bewußtſein erfüllt iſt, — allerdings von einem 
deutlich ausgeprägten deutſchen Nationalbewußtſein. 


Haßdiktatur geſenkt wird. 


Ich bin Deutſcher. Ich liebe mein Volk und ich hänge an ihm. Ich weiß, daß es nur dann 
glücklich fein kann, wenn ihm das Leben nach feinem Weſen und feiner Art möglich iſt. Ich 
will nicht, daß über das deutſche Volk, das nicht nur weinen, ſondern auch durch fein ganzes 
Leben hindurch immer herzlich lachen konnte, das Grauen der kommuniſtiſchen internationalen 


ſelbſt am Ruder geweſen ſei, habe ſie nie⸗ 
mals daran gedacht, die Judenfrage prak⸗ 
tiſchaufzurollen; wenn ſie das heute zu tun verſuche, 
ſo nur, um der Regierung Schwierigkeiten zu bereiten und 
die Ruhe und Ordnung im Lande zu ſtören. 

Die Warſchauer Studentenſchaft möchte es auf eine Wat» 
probe ankommen laſſen. Die Zuſtände an den polniſchen 
Univerſitäten und Hochſchulen ſind nachgerade unhaltbar 
geworden. An einen geordneten Lehrbetrieb 
iſt ſchon lange nicht mehr zu denken. Die Re⸗ 
gierung wird ſich über kurz oder lang entſchließen müſſen, 
eindeutige und energiſche Maßnahmen zu ergreifen. Ihre 
bisherige zögernde Haltung iſt nicht dazu angetan, das 
wachſende Chaos zu meiſtern. Ruhe wird wohl erſt dann 
wieder an den polniſchen akademiſchen Lehranſtalten ein⸗ 
kehren, wenn die von der überwiegenden Zahl der Studen⸗ 
ten geforderten Maßnahmen gegen die Ver⸗ 
judung des polniſchen Hochſchullebens durch⸗ 
geführt werden. 


Verkehrsminiſters 
Es ift eine ebenſo beliebte wie falſche Methode der Litauer, 
die Fehlſchläge ihrer Bemühungen im Memelgebiet mit dem 
ſog. „Germanismus'“ zu erklären, der angeblich Jahr⸗ 
hunderte hindurch damit beſchäftigt geweſen ſein ſoll, das 
litauiſche Volkstum des Gebietes zu unterdrücken. Es darf 
hierzu wohl bemerkt werden, daß die Stärkung und 
Vertiefung des deutſchen Nationalbewußt⸗ 
ſeins in kaum einem anderen Abſchnitt der Geſchichte ſo 
raſche Fortſchritte gemacht hat. wie in den drei⸗ 
zehn Jahren, die das Gebiet nunmehr unter litauiſcher 
Herrſchaft ſteht, — nicht trotzdem, ſondern gerade weil es 
unter dieſer Herrſchaft ſteht. Denn, wenn es vorher im 
Memelgebiet noch eine Gruppe von Menſchen gegeben hat, 
die an der Pflege und Betätigung des deutſchen National» 
bewußtſeins keinen aktiven Anteil genommen hat fo hat ſich 
das in dem Maße geändert, in dem dieſe früher national 
inaktive Gruppe Gelegenheit hatte, den Perſonenkreis 
kennen zu lernen, der da glaubte, aus ihrer Inaktivität den 
Schluß ziehen zu können, daß ſie ſeinesgleichen ſei. Weil 
dieſe Gruppe der Memelländer eine derartige Schlußfolge⸗ 
rung als eine beleidigende Zumutung empfand, 
ſchloß ſie ſich den Reihen der aktiven Kämpfer des deutſchen 
Nationalbewußtſeins an. Was der Verkehrsminiſter über 
die litauiſchen Methoden zu ſagen hat, iſt recht intereſſant. 
Wenn er von „unvermeidlichen Winkelzügen“ ge 
ſprochen hat, ſo hat er damit nur den ſchlechten Eindruck 
beſtätigt, den die Welt ohnehin von der litauiſchen Memel⸗ 
politik hat. Und wenn er von der „Verwiſchung der 
Unterſchiede in der materiellen Kultur“ ge⸗ 
ſprochen hat, ſo hat er damit die Hauptwaffe gekennzeichnet, 
deren ſich Litauen gegenüber den Memelländern bedient: 
Die gewaltſame Herabdrückung des hohen 
ſozialen und kulturellen Niveaus dieſes Ge- 
bietes auf den traurigen Tiefſtand Scha⸗ 
maitens. In dieſer Hinſicht kann die litauiſche An» 
gleichungspolitik tatſächlich Fortſchritte verzeichnen. Daß 
dieſe Fortſchritte für Litauen unter der memelländiſchen 
Bevölkerung irgendwie im Sinne der von Kauen erſtrebten 
ſog. „Wiederlitauiſierung“ geworben hätten, kann man aller- 
dings nicht behaupten. Es fehlt Litauen nicht nur in 
kultureller, ſondern auch in wirtſchaftlicher Beziehung jede 
Werbekraft, die in einem ſolchen Sinne zu wirken vermöchte. 
Je ſchroffer die äußere Bindung an Litauen 
iſt,umſogrößer iſt die Entfremdung vonihm. 


Adolf Hitler 
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| ntipannung der deu 


In dem Memorandum, das die Reichsregierung 
am 7. März den Signatarmächten des Locarnopaktes über⸗ 
reicht hat, heißt es in Punkt 6 der Friedensvorſchläge: „Die 
Deutſche Reichsregierung wiederholt ihr Angebot, mit den 
im Oſten an Deutſchland grenzenden Staaten ähnlich wie 
mit Polen Nichtangriffspakte abzuſchließen. Da die litauiſche 
Regierung in den letzten Monaten ihre Stellung dem 
Memelgebiet gegenüber einer gewiſſen Korrektur unter⸗ 
zogen hat, nimmt die Deutſche Reichsregierung die Litauen 
betreffende Ausnahme, die ſie einſt machen mußte, zurück 
und erklärt ſich unter der Vorausſetzung 
eines wirkſamen Ausbaues der garantier⸗ 
ten Autonomie des Memelgebietes bereit, 
auch mit Litauen einen folden Nicht⸗ 
angriffspakt zu unterzeichnen.“ 

In ihren früheren Erklärungen haben der Führer und 
andere Mitglieder der Reichsregierung wiederholt darauf 
hingewieſen, daß die Einſtellung des Reiches zu Litauen in 
entſcheidendem Maße davon abhängt, wie ſich die litauiſche 
Regierung gegenüber der garantierten Autonomie des 
Memelgebietes verhält. Dieſer grundſätzliche Standpunkt 
der Reichsregierung hat ſich auch fetzt nicht geändert. Auch 
in dem erwähnten Satz des Memorandums wird die Ab⸗ 
hängigkeit des deutſch⸗litauiſchen Ver⸗ 
hältniſſes vom litauiſch⸗memelländiſchen 
Verhältnis nocheinmal ausdrücklich betont. 
Das Angebot des Nichtangriffspaktes geht von der Voraus⸗ 
ſetzung eines wirkſamen Ausbaues der memelländiſchen 
Autonomierechte aus. Man kann nun beim beſten Willen 
nicht behaupten, daß die bisher beſtehende Regelung aus⸗ 


⸗litauiſchen Beziehungen 


gereicht hat, das Memelgebiet vor litauiſchen Uebergriffen 
zu ſchützen. Es wäre alſo notwendig, einen wirkſameren 
Schutz der memelländiſchen Rechte zu ſchaffen. Es wird die 
Aufgabe deutſch⸗litauiſcher Verhandlungen fein, geeignetere 
Methoden zu finden. Der Führer hat in ſeinem Inter⸗ 
view mit Ward Price darauf hingewieſen, daß 
„Deutſchland ſich ſicherlich nur freuen würde, wenn z. B. 
eine andere Macht — ſagen wir England — als un: 
parteiiſcher Makler praktiſche Vorſchläge zur Löfung 
dieſer Fragen machen würde“. 

Eines kann in dieſer Beziehung wohl ſchon jetzt 
feftgeftellt werden, daß nämlich nicht nur der Ab⸗ 
ſchluß, ſondern auch der Fortbeſtand eines 
Nichtangriffspaktes von dem einwand⸗ 
freien Berhalten Litauens gegenüber dem 
Memelland abhängig gemacht werden muß, 
d. h. daß ein Nichtangriffspakt nur ſo lange in Kraft bleiben 
kann, wie Litauen ſich an die in bezug auf das Memelland 
geltenden Schutzbeſtimmungen hält. Ein ſolcher Pakt kann 
für Litauen kein Freibrief ſein, die memelländiſchen 
Autonomierechte zu ſchmälern. 

Inzwiſchen haben in Berlin die bereits angekündigten 
Wirtſchaftsver handlungen mit Litauen 
begonnen. Als deren Grundlage ſoll der deutſch⸗ 
litauiſche Handelsvertrag von 1928 dienen, der den Erforder⸗ 
niſſen der Gegenwart angepaßt werden ſoll. Weiter heißt es, 
daß zwischen deutſchen und litauiſchen Regierungsvertretern 
auch Unterhaltungen über die Befriedung 
der öffentlichen Meinungsbildung in den 
beiden Ländern angeknüpft worden ſind. 


Oſtland⸗ Chronik 


Litauisch bedeulel landfremd 

Zu dem Ergebnis der Kreistagswahlen in 
den drei Landkreiſen des Memelgebietes, über das an dieſer 
Stelle bereits berichtet wurde, find noch einige intereſſante 
Einzelheiten mitzuteilen. Im Landkreis Memel, zu 
dem die Stadt Memel nicht gehört, wurden 14 Deutſche und 
6 Litauer gewählt. Von den litauiſchen Kreistagsabgeord⸗ 
neten ſind vier als Vertreter der litauiſchen Arbeiter 
und Beamten und nur zwei als Vertreter der litauiſchen 
Landwirte gewählt worden. Der Landkreis Memel 
trägt durchaus ländlichen Charakter und hat bei früheren 
Kreistagswahlen auch kaum jemals Angehörige nichtland⸗ 
wirtſchaftlicher Berufe gewählt. Daß jetzt auf litauiſcher 
Seite nur zwei Landwirten vier Angehörige anderer Berufe 
gegenüberſtehen, erklärt ſich aus der ſtarken Zu wande⸗ 
rung litauiſcher Arbeiter und Beamten 
während der letzten Jahre. Weiter iſt zu beachten, daß mit 
Hilfe der litauiſchen Banken im Landkreis Memel bereits 
eine größere Zahl litauiſcher Landwirte 
angeſetzt worden iſt, die dort bereits eine Bodenfläche 
von etwa 12 000 Morgen beſitzt. Auch bei dieſen 
handelt es ſich durchweg um Elemente, die von jenſeits der 
alten ruſſiſchen Grenze herangezogen worden ſind. 


Im Kreiſe Heydekrug hat ſich die litauiſche Zu⸗ 
wanderung bisher noch am wenigſten bemerkbar gemacht. 
Hier haben 7 verbundene litauiſche Liſten drei Abgeordnete, 
und zwar zwei Landwirte und einen Kaufmann, und 
2 andere verbundene litauiſche Liſten einen Arbeiter⸗ 
vertreter erhalten. Anders liegen die Verhältniſſe wieder 
im Kreiſe Pogegen. Hier werden vor allem in den 
Grenzorten Pogegen und Uebermemel bei der Eiſen⸗ 
bahn⸗ Poſt⸗ und Zollverwaltung faſt aus⸗ 
ſchließlich Perſon en beſchäftigt, die aus Inner⸗ 
litauen herbeigeſchafft worden ſind. Daher 

entſpricht das Wahlergebnis hier auch demjenigen im Land⸗ 
kreiſe Memel. Unter den vier gewählten litauiſchen Ab⸗ 
geordneten befinden ſich zwei Poſtbeamte, ein Eiſen⸗ 
bahnbeamter und nur ein Landwirt. Und dieſer 
Landwirt iſt auch nur durch vier verbundene litauiſche Liſten 
in den Kreistag gelangt, während die beiden memelländiſch⸗ 
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deutſchen Liſten dieſes Kreiſes nicht weniger als 17 Kreis 
tagsabgeordnete erhalten haben. Aus dem Geſagten ergibt 
ſich, daß das alteinheimiſche Element des Memelgebietes ſich 
von den litauiſchen Liſten, die es früher zum Teil gewählt 
hat, ſo gut wie ganz abgewandt hat. Die Wähler dieſer 
Liſten ſetzen ſich faft ausſchließlich aus zugewanderten land⸗ 
fremden Elementen zuſammen. 


Benachteiligung der Tarnowitzer Deukſchen 
In der Tarnowitzer Stadtverordneten⸗ 
itzung vom 27. Februar erhob der Stadtverordnete 
loſe im Namen der Deutſchen Fraktion Einſpruch gegen 
ie ſyſtematiſche Benachteiligung der deut⸗ 
chen Bevölkerung durch die ſtädtiſchen Be⸗ 
hörden: „. . . Es iſt leider nicht das erſte Mal, daß wir 
auf derartige Erſcheinungen, in denen wir eine Benach⸗ 
teiligung der Angehörigen der deutſchen Minderheit ſehen, 
hinweiſen müſſen ... Unſere an die letzte Erklärung 
geknüpfte Hoffnung, daß in Zukunft alle Maßnahmen der 
Stadtverwaltung vom Geiſte des Rechtes und der Gerechtig- 
keit getragen ſein würden, hat ſich leider nicht erfüllt. Denn 
in der Zwiſchenzeit haben wir wieder eine Reihe peinlicher 
Feſtſtellungen machen müſſen ... Im Dezember 1934 und 
1935 find ſeitens des Magiſtrats über 3000 Zloty zur An⸗ 
ſchaffung von Schuhen für arme Kinder be 
reitgeſtellt worden. Wir müſſen feſtſtellen, daß die 
Kinder deutſcher Eltern in keiner Weiſe 
bedacht worden ſind, obwohl einige von ihnen nicht ein⸗ 
mal die Schule beſuchen können, da ſie keine Schuhe haben 
. . . Eine weitere Benachteiligung der deutſchen Kinder 
erblicken wir darin, daß ihnen mit Beginn des laufenden 
Schuljahres die bis dahin täglich verabfolgte 
Milch entzogen wurde. Erſt nach Wochen, nachdem 
der Vorſitzende der Minderheitsſchulkommiſſion wiederholt 
vorſtellig geworden war, ſind der Minderheitsſchule für 
über 400 Kinder täglich acht Liter Milch zur 
Verfügung geſtellt worden, jo daß nur 32 Kinder täglich 
einen Viertelliter erhalten und die anderen leer ausgehen 
. . . Es mußte auch wiederholt feſtgeſtellt werden, daß 
deutſchen Arbeitsloſen, die infolge der Wirt⸗ 
ſchaftskriſe unverſchuldet in Not und Elend geraten ſind, 
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len Vereinen vorgehalten worden iſt und ſie mit 
Unterſtützungsgeſuchen an dieſe verwieſen worden ſind. 
Darüber hinaus ſind deutſche Arbeitsloſe, die beim ſtädti⸗ 
ſchen Arbeitsamt um Arbeitsbeſcheinigungen 
vorſprachen, wenn ſie Ausſicht hatten, eine Stellung zu 
erhalten, abgelehnt worden, weil ſie keiner pol⸗ 
niſchen Organiſation angehörten oder weil 
ihre Kinder die Minderheitsſchule beſuchten. Auf dieſe 
Weiſe ſind viele Arbeitsſtellen für Mitglie⸗ 
der der deutſchen Minderheit verloren 
gegangen. In dieſen Fällen hat die unterſchiedliche 
Behandlung beſonders bittere Gefühle bei den Betroffenen 

und allen denen ausgelöſt, die ſich noch ein Herz für die Not 
und das große Elend unferer Zeit bewahrt haben ... Für 
alle dieſe Vorgänge trägt zweifellos der Herr Bürger⸗ 
meiſter die Verantwortung. Doch ſcheint es uns, als wenn 
ſein Wirken von hinter ihm ſtehenden Kräften beeinflußt 
wird, die ihn an der Erfüllung ſeiner bei der Amtsüber⸗ 
nahme übernommenen Verpflichtung, allen Bürgern ohne 
Ausnahme gerecht zu werden, hindern.“ 


Der große Unbekannte 

Zeit der Handlung: Sonnabend, der 7. März, mittags 
1 Uhr. Ort der Handlung: Das Treppenhaus des Verlags⸗ 
gebäudes der „Polska Zachodnia“, des mit Recht fo beliebten 
Blattes des Wojewoden Grazynſki. Darfteller: Jan Koz⸗ 
minſki, 26 Jahre alt, wohnhaft in Bendzin, Mitglied der 
(inzwiſchen teilweiſe aufgelöſten) Nationaldemokratiſchen 
Partei. Grund der Aufregung: Eine Dynamitbombe, 
mit deren Hilfe beſagter Kozminſki die Wände beſchädigt, 
den Fußboden aufgeriſſen und die Fenſterſcheiben klein⸗ 
gemacht hat. Ausklang auf der Polizeiwache: Ein Un⸗ 
bekannter ſoll Kozminſki den Auftrag 
gegeben haben, das gefährliche Ei in das 
erwähnte Neſt zu legen. Nachſpiel: Von der 
Polizei ſind bald nach dem Dynamitanſchlag verſchiedene 
Perſonen, die ſich in der Nähe des Gebäudes befanden, feſt⸗ 
genommen worden, darunter auch ein gewiſſer Erich 
Schiga, der ſich bei der Vernehmung als Deutſcher be⸗ 
kannte und einige Chemikalien bei ſich trug. Woraus die 
„Polska Zachodnia“ mit großer Fixigkeit und wenig Logik 
den Schluß zog, daß irgendeine geheimnisvolle, von ihrem 
Scharfblick leider noch nicht enträtſelte Verbindung zwiſchen 
dem Attentäter und — den Deutſchen beſtehen müſſe. 
Kommentar: Schiga iſt Drogiſt; bei den Chemikalien hat es 
ſich um Lignofit und Ammonit gehandelt; Schiga iſt an der 
Sache völlig unbeteiligt geweſen! Das hat die „Polska 
Zachodnia“ auch ein wenig kleinlaut ſpäter zugeben müſſen. 
Die Polizei hat verſchiedene Mitglieder der Na⸗ 
tionaldemokratiſchen Partei, die im Verdacht 
der Mithilfe bei dem Anſchlag ſtehen, feſtge nommen. 
Der große Unbekannte, an dem das Blatt des Wojewoden 
ſchon die deutſchen Konturen zu erkennen meinte, hat ſich in 
eitel Dunſt aufgelöſt. An ſich eine nebenſächliche Angelegen⸗ 
heit, aber immerhin für die Geiſtesrichtung dieſes Blattes 
bezeichnend genug, um nicht überſehen zu werden. 


Ein inferefjantes Manuſkript Przybyſzewſkis 

In der polniſchen Literaturzeitſchrift „Wiadomosci 
Literackie“ wurde kürzlich ein äußerſt intereſſantes, bisher 
unbekanntes Manuſkript des polniſchen 
Dichters Staniſlaw Przybyſzewfki veröffent- 
licht, das der Vergeſſenheit entriſſen zu werden verdient. 
Przybyſzewſki hat damit noch im Grabe dem „Kurier Poz- 
nanski“ Kummer bereitet, der denn auch in einem ſcharf 
gehaltenen Artikel einen dicken Trennungsſtrich zwiſchen ſich 
und dieſem ſeinem Landsmann zieht. Das iſt begreiflich, 
wenn man die Worte Przybyſzewſkis lieſt: „Während dieſer 
zehn Jahre ſeit meinem 20. Lebensjahr, die ich an der 
Berliner Univerſität verbrachte, riß ſogar die Verbindung 
mit meiner engeren Heimat Großpolen (Poſen); ſchließlich 
hatte die Germaniſierung dort ſolche Fort⸗ 
ſchritte gemacht, daß ſich ſogar die Polen 
untereinander der deutſchen Sprache be⸗ 
dienten. Und das iſt keine Uebertreibung — vielleicht 
könnten es die dortigen Bewohner beſtreiten — es unterliegt 
aber nicht dem geringſten Zweifel. Wäre der Welt⸗ 


UJahrejpate pn dt 
Großpolen vollkommen germaniſiert ge⸗ 
weſen. Es gibt keinen Volksſtamm in Polen, auf den ſich 
in fo hohem Maße der Ausſpruch beziehen ließe: ‚Ubi bene, 
ibi patria (Wo es mir gut geht, da iſt mein Vaterland‘), 
als gerade auf das polniſche Volk in Großpolen ... Al er 
warum diefe Dinge jetzt aufrollen, die man fo gern vergeſſen 


möchte, obwohl Poſen und Pommerellen 
gern an die preußiſchen Zeiten zurück⸗ 
denken und ſehnſüchtigen Blickes nach 


drüben ſchauen .. . Ach! Und mit welcher Sehnſucht 
denken Poſen und Pommerellen bis heute an die preußiſche 
Ordnung! Und mit welchem Haß ſchauen ſie doch auf das 
bettelarme Klein⸗ und Mittelpolen, dieſen Sitz des polniſchen 
Bolſchewismus!“ Man kann es verſtehen, daß die Leit⸗ 
gebers nach der Lektüre dieſer Sätze nach einem kleinen 
Stärkungsmittel verlangen. 


Aeberfall auf eine deutihe Frau 

In Friedenshütte ereignete ſich am 2. März ein 
bezeichnender Vorfall. In den Mittagsſtunden kam ein 
junger Mann in die Wohnung der deutſchen Witwe 
Poloczek und erkundigte ſich nach deren Sohn. Nachdem 
er von der Frau, die in dem Fremden einen Freund ihres 
Sohnes vermutete, erfahren hatte, daß dieſer ſich nicht in der 
Nähe befand, ſtürzte er ſich mit dem polniſchen Schlachtruf 
„Verfluchter Hitler! Verfluchter Grenz⸗ 
ſchutz!“ auf die wehrloſe und völlig überraſchte Frau und 
verſetzte ihr zwei wuchtige Fauſtſchläge ins 
Geſicht. Als Frau Poloczek wieder zu ſich kam, war der 
Pole verſchwunden. Die Frau, die der deutſchen Volks⸗ 
gruppe angehört, iſt ſchon mehrfach angepöbelt 
und mißhandelt worden. In letzter Zeit iſt ihr auch 
ein Brief ins Haus geſchickt worden, der die Unterſchrift 
„Die Mordkommiſſion“ trug und Drohungen gegen ſie und 
ihren Sohn enthielt. 


Ukrainer ſtatt Ruthenen 

Es hat zu den immer wiederholten Forderungen der 
Ukrainer in Polen gehört, daß die im polniſchen Amts⸗ 
gebrauch übliche und vorgeſchriebene Bezeichnung der 
Ukrainer als „Ruthenen“ abgeſchafft wird. 
Von polniſcher Seite iſt von jeher für die in Galizien 
wohnenden Ukrainer dieſe früher auch bei der öſterreichiſchen 
Verwaltung übliche Bezeichnung angewandt worden, in der 
Abſicht, durch die Verſchiedenartigkeit der Bezeichnungen die 
galiziſchen als ein von den übrigen Ukrainern zu unter⸗ 
ſcheidendes Volkstum erſcheinen zu laſſen. Nunmehr hat der 
polniſche Innen miniſter in einem an die Wojewoden 
und den Regierungskommiſſar der Stadt Warſchau gerich⸗ 
teten Schreiben feſtgeſtellt, daß die im Geſetz vom 21. Juli 
1924 über die Staatsſprache gebrauchte Bezeichnung 
„rutheniſch“ ſich auf den Teil der Bevölkerung bezieht, 
der ſeine Nationalität und Sprache als „ukrainiſch“ be⸗ 
zeichnet, und daß der Gebrauch der Bezeichnung 
„ukrainiſch“ mit dem Geiſt des erwähnten 
Geſetzes nicht in Widerſpruch ſteht und keinen 
Anlaß zu Beſchränkungen oder Erſchwerungen geben ſoll. 
Damit iſt alfo die Bezeichnung „ukrainiſch“ amt 
lich anerkannt worden. Jedoch iſt die diesbezügliche 
Forderung der Ukrainer durch dieſes Rundſchreiben noch 
nicht erfüllt. Denn dieſes erlaubt es wohl dem Ukrainer, ſich 
als „ukrainiſch“ zu bezeichnen; es enthält jedoch keine 
Verpflichtung für die Behörden, dieſe Be⸗ 
zeichnung gleichfalls anzuwenden. 
Die Sowjets wollen nicht zahlen 

Im Zuſammenhang mit den Diskuſſionen der polniſchen 
Preſſe über die in Deutſchland eingefrorenen polniſchen 
Forderungen aus dem Durchgangsverkehr erinnerte die 
„Gazeta Polska“ kürzlich daran, daß ſich die Sowjet⸗ 
regierung ſeit 14 Jahren mit der Zahlung 
von 140 Millionen Zloty, die ſie auf Grund des 
Rigaer Friedensvertrages Polen ſchuldet, im Rückſtand 
befindet. Andere polniſche Blätter ſchloſſen ſich der Meinung 
der „Gazeta polska“ an, daß es nun endlich an der Zeit ſei, 
daß die Somjetregierung an eine Begleichung dieſer 
Schulden denke. Die Moskauer Antwort, die auf dieſe 
Mahnung erfolgte, war für Polen wenig erfreulich. Die 


69 


„Iswiestia“ wies die polniſchen Anſprüche in 
höhniſchem Tone als unbegründet zurück. Es 
treffe zwar zu, daß die Sowjetregierung ſich im Rigaer 
Vertrage verpflichtet habe, 30 Millionen Goldrubel in bar 
als Erſatz für die in der ruſſiſchen Induſtrie 
angelegten polniſchen Kapitalien an Polen 
zu zahlen. Dieſe polniſchen Forderungen ſeien aber ſchon 
längſt hinfällig geworden; denn „die Raubzüge 
weißgardiſtiſcher Banden in Weißrußland 
und der Ukraine“, die Polen in Verletzung des 
Artikels 5 des Rigaer Vertrages geduldet und unterſtützt 
habe, hätten die Sowjetunion um 80 Millionen 
Goldrubel geſchädigt. Das Moskauer Blatt ſtützt 
ſich dabei auf „eine ſeinerzeit vorgenommene Schätzung der 
Sowjetregierung“ und gelangt zu der Feſtſtellung, daß es 
ſich auf polniſcher Seite um Anſprüche handle, „die von uns 
abgelehnt werden, und denen unſere eigenen, auf einem 
internationalen Vertrag beruhenden Forderungen ent⸗ 
gegenſtehen“. 
Ein Slowake — lſchechiſcher Geſandter in Warſchau 

Faſt ein Jahr lang war der tſchechiſche Geſandtenpoſten 
in Warſchau verwaiſt. Ende Februar endlich überreichte der 
neue Geſandte der Tſchechei, Dr. Juraj Slawik, dem 
polniſchen Staatspräſidenten ſein Beglaubigungsſchreiben. 
Slawik verfehlte in ſeiner Anſprache nicht, darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß er ſlowakiſcher Abſtammung ſei, und 
daß dieſe Tatſache ihm das polniſche Volk ſtets als 
Bruder volk habe erſcheinen laſſen. Er erklärte weiter, 
daß er und ſeine (ſlowakiſchen?) Landsleute das polniſche 
Streben nach Freiheit und Unabhängigkeit ſtets zu ſchätzen 
gewußt hätten und nicht glauben könnten, daß das freie 
und geeinte Polen für die Freiheit und Ein⸗ 
heit der Tſchechoſlowakei nicht volles Ver⸗ 
ſtändnis aufbringen könne. Er wiſſe, daß es 
zwiſchen Polen und der Tſchechei Probleme gebe, deren 
Löſung man ſich in Prag anders als in 
Warſchau vorſtelle. Aber er glaube, daß auch dieſe 
Probleme zur Zufriedenheit gelöft werden könnten. Kürzer 
und zurückhaltender als die Anſprache Slawiks war die 
Antwort des polniſchen Staatspräſiden⸗ 
ten, der der Hoffnung Ausdruck gab, daß ein tieferes 
Studium der polniſchen Außenpolitik von 
tſchechiſcher Seite das Verſtändnis zwiſchen Polen 
und der Tſchechei vertiefen könne, und die Worte des 
Oberſten Beck wiederholte, daß nämlich jedes Zeichen 
des guten Willens, das die Tſchechei geben werde, 
von der pölnifchen Regierung und der polniſchen Oeffent⸗ 
lichkeit wohlwollend aufgenommen werden würde. — Die 
Abſicht der Prager Regierung, durch die Entſendung eines 
Slowaken auf den Warſchauer Geſandtenpoſten aus der 
ſlowaken freundlichen Stimmung Polens 
Vorteile für ihre Außenpolitik zu ziehen, 
iſt unverkennbar. Aber es iſt anzunehmen, daß man in 
Polen einen Unterſchied zwiſchen einem volkstreuen 
Slowaken und einem ſlowakiſchen Handlanger der 
tſchechiſchen Politik zu machen wiſſen wird. 
Die Aus- und Rückwanderung Polens 1935 

Nach den Angaben des Warſchauer Statiſtiſchen Haupt⸗ 
amtes ſind im vergangenen Jahre 53 790 Perſonen aus 
Polen ausgewandert und faſt ebenſo viele, nämlich 53 431 
Auswanderer, nach Polen zurückgekehrt. Die Zahl der Aus⸗ 
wanderer und der Rückwanderer verteilt ſich auf die ein⸗ 
zelnen Länder wie folgt: 


nach bzw. aus Auswanderer Rückwanderer 
Frankreich 1358 35 451 
Deutſchland 1029 221 
Lettland 16 114 15 310 
übrig. Europa 666 702 
Vereinigte Staaten 1210 229 
Kanada 1 408 521 
Argentinien 3619 436 
Braſilien 1314 42 
Uruguay 343 24 
übrig. Amerika 176 — 
Paläſtina 24 758 298 
andere Länder 210 206 
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Demnach war die polniſche Auswanderung im 
vergangenen Jahre in der Hauptſache nach über⸗ 
ſeeiſchen Ländern gerichtet, während die Rück⸗ 
wanderer in der Aae aus europäiſchen 
Ländern nach Polen zurückkehrten. Unter den Ländern, 
die polniſche Rückwanderer entließen, ſteht Frankreich 
aus den bekannten Gründen weitaus an erſter Stelle. Da⸗ 

egen iſt Paläſtina dasjenige Land, das die meiſten 

uswanderer aus Polen (Juden) aufnahm. Eine erhebliche 
Bedeutung nahm in der polniſchen Wanderungsbewegung 
Lettland ein; bei den Aus⸗ und Rückwanderern handelte 
es ſich in dieſem Falle faſt durchweg um Saiſon⸗ 
arbeiter, zu deren Hereinnahme die an Arbeitskräften 
arme lettländiſche Landwirtſchaft gezwungen iſt. Bei den 
aus Polen nach Deutſchland auswandernden Perſonen 
handelte es ſich vorwiegend wohl um deutſche Staats⸗ bzw. 
Volksangehörige, die aus irgendwelchen Gründen zum Ver⸗ 
laſſen des Landes gezwungen waren. Unter den über⸗ 
ſeeiſchen Ländern ſtehen (von Paläſtina abgeſehen) die 
lateinamerikaniſchen Staaten Argentinien, 
Braſilien und Uruguay an erſter Stelle, während die nor d⸗ 
amerikaniſchen Länder, in denen ſlawiſche Zu⸗ 
wanderer nicht gern geſehen werden, als Wanderungsziele 
In Auswanderer aus Polen nur in geringem Maße in 

rage kommen. Aus dem Vergleich der Aus⸗ und Rück⸗ 
wanderungsziffern geht hervor, daß es ſich bei der polniſchen 
Auswanderung in europäiſche Länder ganz überwiegend um 
Zeit wanderung, bei der Auswanderung in außereuro⸗ 
päiſche Länder dagegen vorwiegend um Dauer wande⸗ 
rung handelt. 


„Niebezpieczenstwo zydowskie“ 

Die Tatſache, daß es in Polen nicht nur ein auf weite 
Sicht geſehen ungemein kompliziert zu löſendes Juden⸗ 
problem gibt, ſondern daß in weiten polniſchen Kreiſen der 
Gedanke einer akuten Judengefahr lebendig geworden iſt, 
muß als wichtig und intereſſant feſtgeſtellt werden. Es iſt 
auch nicht mehr ſo, daß der Antiſemitismus ausſchließliche 
Domäne der nationaldemokratiſchen Parteidoktrin in Polen 
iſt, ſondern man muß ſich vergegenwärtigen, daß auch in 
weiten Kreiſen der Bevölkerung, die dem Pilſudſki⸗Regime 
naheſtehen, ſtarke antijüdiſche Strömungen vorhanden find. 
Ganz beſonders gilt das von großen Teilen der polniſchen 
Jugend. Es iſt unter dieſen Umſtänden nicht verwunderlich, 
daß in Abwehr zu den zahlreichen Veröffentlichungen 
jüdiſcher Autoren beſonders in letzter Zeit die Zahl der 
Schriften ſteigt, die in ſcharfem ablehnenden Sinne zur 
Judenfrage Stellung nehmen. Zu dieſen Schriften gehört 
die Broſchüre: „Die jüdiſche Gefahr“ von Wil⸗ 
decki, die foeben in Poſen erſchienen iſt. Das Buch 
beſchränkt ſich nicht allein darauf, das polniſche Juden⸗ 
problem zu behandeln, ſondern will als Aufklärungsſchrift 
über das Judentum und ſeine internationale Verflechtung 
überhaupt dienen. Deshalb werden die Grundlagen jüdiſcher 
Weltherrichaftspläne, die religjöſen Fundamente des Juden⸗ 
tums, das Eindringen der Juden in die Preſſe, der Anteil 
der Juden an den revolutionären Bewegungen, die Einfluß⸗ 
nahme der Juden auf die Arbeiterſchaft einleitend eingehen⸗ 
der behandelt. Beſonderes Intereſſe dürften die Abſchnitte 
„Die Juden in Polen“, „Die Stellung der Juden in Handel 
und Handwerk“ haben. Nachdem der Verfaſſer zunächſt auf 
den Einfluß der Juden in Italien hingewieſen hat, die 
Erſchütterung ihrer Stellung in Deutſchland andeutet, 
wendet er ſich den eigentlichen polniſchen Problemen zu, 
wobei es beſondere Beachtung verdient, daß der Verfaſſer 
eine zunehmende Verjudung der polniſchen Weſtgebiete feſt⸗ 
ſtellt. Insbeſondere gilt das von Oberſchleſien, wo man „in 
der Hauptſtadt Kattowitz ſowie in den anderen induſtriellen 
Zentren Maſſen von Juden ſehen kann, die dieſem reichen 
und dicht beſiedelten Lande ſchon faſt den Charakter der 
Städte des ruſſiſchen Teilgebiets geben“. Auch die Zunahme 
der Verjudung des Handels in Weſtpolen, insbeſondere in 
den kleineren Poſener Städtchen, wird als ungeheures Ge⸗ 
fahrenmoment 258 durchaus richtig vom Verfaſſer geſehen. 
Die übermächtige Stellung der Juden im polniſchen Handel 
kann nach Anſicht Wildeckis nur durch eine zentrale Abwehr⸗ 
W des Polentums gegen das Judentum hre en 
werden. . . 


— — — — 
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in den Jahren 1919-1921 Von Dr. 28 Kutſchabſky. Junker 


und Diinnhaupt Verlag, Berlin. 1934. 49 Sciten. 6 Lartenſkizzen. 
Preis 16,00 . . — Die Arbeit iſt in der Schriftenreihe der Kriegs⸗ 
geſchichtlichen Abteilung im Hiſtoriſchen Seminar der Friedrich⸗ 
Wilhelm⸗Aniverſität Berlin erſchienen. Sie behandelt einen nicht 
nur in Deutſchland noch viel zu wenig beachteten Abſchuttt der oſt⸗ 


tionen die militäriſche Verfechtung der geſaultukrainiſchen S. 
Es läßt ſich ſchwer agen, welcher dieſer Faktoren die größte Schuld 
au dem ſchließlichen Zuſammenbruch der jnugen ukrainiſchen Staat⸗ 
lichkeit trägt. Bemerkenswert bleibt in jedem Falle die völkiſche 
Energie, die das ukrainiſche Volk in jener Zeit, in der ihm die Mög⸗ 
lichkeit zur Errichtung eines eigenen Staates gegeben zu ſein ſchien, 
au den Tag belegt hat. Es hat auf dem Boden Oſtgaliziens inmitten 
des allgemeinen Zuſammenbruches nicht uur beachtliche ſtaatsbildende 
Kräfte bewieſen, ſondern trotz meiſt unzulänglicher Führung auch 
auerkeunenswerte militäriſche Leiſtungen vollbracht. Vor allem ver⸗ 
dient hier eines hervorgehoben zu werden: Der ukrainiſche Kampf 
gegen deu kriegeriſchen Bolſchewismus hat dem polniſchen Staate 
die Möglichkeit gegeben, feine Kräfte zu konſolidieren, das ſchlimmſte 
Chaos der erſten Umſturzzeit zu überwinden und eine für die da⸗ 
maligen Verhältuiſſe Oſteuropas beachtliche Armee auf die Beine 
zu ſtellen: dieſer ukrainiſche Kampf iſt es vor allem geweſen, der 
das miedererftehende Polen davor bewahrt hat, ſchon im erſten 
Jahre ſeines Beſtehens auf breiter Front ſich mit dem ſiegreichen 
Bolſchewismus meſſen zu müſſen. Es iſt daher eine beſonders uner⸗ 
freuliche Erſcheinung der polniſchen Propaganda, daß fie dieſelben 
ukrainiſchen Truppen, die ein Jahr lang mit ihren Leibern die 
Welle des Bolſchewismus von Polen feruhielten, bei den Weſt⸗ 
müchten als „bolſchewiſtiſche Horden“ verſchrie. Wenn Polen für 
ſich das Verdienſt in Auſpruch nimmt, im Jahre 1920 den Angriff 
der Noten Aruzee auf Europa zurückgeſchlagen zu haben, ſo gebietet 
der politiſche Anſtand, feſtzuſtellen, daß es im Jahre 1919 die 
Ukrainer geweſen ſind, die dasſelbe Verdienſt auch für ſich in An⸗ 
ſpruch nehmen können. Als im November 1919 die Trümmer der 
oſtukrainiſchen Armee vor den Polen und die Reſte der weſtukrai⸗ 
niſchen Armee vor Deuiktul kapitulierten, war der Kampf um die 
Errichtung eines ukrainiſchen Staates beendet. Aber die Idee, um 
derentwillen der Kampf geführt worden war, war durch die blutigen 
Opfer, die in ihrem Dienſte gebracht worden waren, geheiligt. — 
Das umfangreiche Buch KNutſchabſkys verfolgt die Entwicklung dieſes 
Kampfes in allen feinen Etappen. Es ſtellt der Geſchichts ſchreibung 
eine Fülle bis dahin unbekannten Materials zur Verfügung. Es 
bricht die Monopolſtellung, die die tendenziöſe polniſche Geſchichts⸗ 
ſchreibnug in dieſer Frage bis dahin innehatte. Man wird einwenden 
können, daß der Verfaſſer durch allzu reichliche Verwendung von 
Superlativen und ſummariſchen Urteilen die bei der Darſtellung 
militäriſcher Ereigniſſe beſonders notwendige nüchterne Sachlichkeit 
ſtört, und daß er in der Beſchreibung politiſcher Vorgänge mitunter 
zu lange bei theoretiſchen Erörterungen darüber verweilt, was ge⸗ 
ſchehen wäre, wenn dieſes oder jenes anders gemacht worden wäre. 
Das ändert jedoch an der grundlegenden Nedeutung nichts, die man 
feiner Arbeit beimeſſen muß. Es iſt vor allem in bezug auf die 
jenigen Teile Europas, die durch bie Nachkriegs regelung noch nicht 
endgültig zur Ruhe gekommen ſind, wertvoll, zu wiſſen, welche po⸗ 
litiſchen Anſätze, die nicht auszureifen vermochten, dort vorhanden 
waren, und welche Machtfaktoren ſich dort durchzufetzen verſuchten. 
In dieſer Hinſicht hat das Buch Kutſchabſkyus viel zu 58 
r. K. 


Die Teſchener Fragt. Non Kurt Witt. 
Verlag, Berlin. 1935. 251 Seiten. Preis 6,60 Air. — Als im ver⸗ 
gangeiſen. Jahre der polnif 


5 
iniſch⸗tſchechiſche Streit um die Behandlung 
der poluiſchen Volfsgrappe in der Tichechoſlowakei auflebte, wurde 
die deutsche Oeffentlichkeit wieder einmal. daran erinnert, daß auch 
im Teſchener Schleſien eine Frage beſteht, die durch die Verſaſfer der 
Pariſer Vorortdiktate offenſichtlich nicht endgültig gelöſt worden ift. 
Wer damals aber, durch den polniſch⸗tſchechiſchen Streit angeregt, ich 
über die Hintergründe dieſer Frage zu unterridten wünſchte, 
geriet durch das Fehlen vrauchvarer einſchlägiger Literatur in Ver⸗ 


Volk und Neich 


legenheit. Dieſem empfindlichen Mangel hat das grundlegende Buch 
von Kurt Witt ein Ende gemacht. Es iſt die umfaſſendſte Dar⸗ 
ſtellung des Teſchener Problems, das die politiſche Literatur nicht 
nur Deutſchlands, ſondern auch des Auslandes auſweiſen kann. 
Kurt Witt unterſucht zunächſt die geſchichtlichen Vorausſetzungen, 
die volkspolitiſchen Grundlagen und die wirtſchafts⸗ und verkehrs⸗ 
politiſchen Elemente dieſes Problems. In der Hauptfache aber iſt 
feine Arbeit der Unterſuchunug der Nachkriegsentwicklung des Te⸗ 
ſchener Landes gewidmet. Eingebend werden alle Phaſen des polniſch⸗ 
tſchechiſchen Kampfes um die ſtaatliche Zugehörigkeit dieſes Gebietes 
geſchildert. Kritiſch werden die von den ſtreitenden Parteien ae 
brachten Argumente beleuchtet. Seine Aufmerkſamkeit ſcheukt der 
Verfaſſer auch den auf eine ſtaatliche Verfelbſtändigung des Herzog⸗ 
tums Teſchen abzielenden Beſtrebungen, die von den Deutſchen des 
Landes und den mit dem Deutſchtum ſympathiſierenden Slonzaken 
getragen wurden, Beſtrebungen, die vou Wien her unterſtützt wurden, 
aber keine Ausſicht auf Verwirklichung hatten in einer Zeit, die in 

5 ung deutſchen Lebensraumes ihre vordringlichſte Aufgabe 
erblickte. Bemerkenswert ſind die Parallelen, die zwiſchen dem 
Schickſal des Teſchener Gebietes und demjenigen des unmittelbar 
benachbarten oberſchleſiſcheu Landes beitehen, ſowohl hinſichtlich der 
Kampftaktik der Polen, wie hinſichtlich der Behandlung der Frage 
durch die Sieger des Großen Krieges. Für die reichs deutſche Oef⸗ 
ſentlichkeit war Teſchen vor dem Kriege keine Frage, für die ſie ſich 
intereſſierte. Nach dem Kriege war dieſe Frage durch dringendere 
und näherliegende Probleme verdeckt. Heute aber iſt es an der Zeit, 
daß auch dieſe Frage in das politiſche Blickfeld der deutſchen Oeffent⸗ 
lichkeit gerückt wird. Nicht nur deshalb, weil. es beiderſeits der 
Olſagrenze deutſche Volksgruppen gibt, ſondern auch, weil dieſer 
Naum ein wirtſchafts⸗ und machtpolitiſcher Knotenpunkt iſt, in dem 
ſich die gegensätzlichen Intereſſen zweier Nachbarſtaaten des Deut⸗ 
ſchen Reiches berühren. In völkiſcher wie in politiſcher Beziehung 
iſt Teſchen eine Frage, die noch nicht beantwortet iſt. — Die volks⸗ 
politiſche Seite des Problems iſt an Hand des Buches von Lurt Witt 
bereits in „Oſtland“ Nr. 4 ausführlicher dargeſtellt N 

r. K. 


Bauernaufſtand in Preußen. Von Erich Weiſe. Preußen⸗ 
verlag Elbing. 1935. 69 Seiten. Wit einigen Bildern. — 
Tieſe in der Reihe der anſprechend ausgeſtatteten „Preußenführer“ 
erſchienene geſchichtliche Abhandlung des Königsberger Archivdirek⸗ 
tors gibt eine außerordentlich klare und ſachliche Darſtellung der 
Gründe, Ereigniſſe und Auswirkungen der Baueruunruhen, die im 
Jahre 1525 in den Landſchaften Samland und Natangen ausbrachen. 
Es handelte ſich nicht eigentlich um einen Aufſtand, ſondern un. 
einen Kundgebungsmarſch gegen die Schmälerung der ererbten 
bäuerlichen Nechte durch den mächtig gewordenen Adel. „Wir wellen 
und begehrn allein Gott und unſern guedigſten Herrn Hertzog zu 
Preußen zum Herrn, ſonſt keine Obrigkeit“, hieß es in einem 
Schreiben der jamländifchen Bauer. Wenn im Zuſammenhang mit 
dieſen Unruhen Blut vergoſſen wurde, daun nicht durch die Bauern, 
die uiemandes Rechte ſchmälern, aber wohl ihr eigenes, einſt vom 
Orden geſetztes Recht erhalten wiſſen wollten, ſondern durch den 
jelbſtſüchligen Adel, von dem ſich Herzog Albrecht in finanzieller 
Abhängigkeit befand. Der Herzog hat die tragiſche Entfremdung 
zwiſchen ſich und dem Bauerntzm ſpäter wieder gut zu machen 
verſucht: aber er kam gegen die geſchloſſene Macht der adligen Clique 
nicht auf. Und an den Bauern erfüllte ſich das traurige Schickſal, 
deſſen ſchlimme Folgen zu beſeitigen heute eine endgültig zu löſende 
Aufgabe iſt. Dr. K. 


Der eſtpreußiſche Nenſch und das deutſche Geistes leben. Von 
Prof. Dr. Karl Plenzat. Eichblan⸗Verlag (Max Zedler) Lerpzig. 
1935. 31 Seiten. — Dieſe kleine Schrift iſt ein warmherziges 
Bekenntnis des Volkstumsforſchers Plenzat zu den Menſchen 
feiner oſtpreußiſchen Heimat. Es kommt Plenzat darauf an, der 
falſchen und geringſchätzigen Xorftellung, die der Binnendentiche 
vielfach noch von Oſtpreußen har, durch die Betonung der völkiſchen 
und raſſiſchen Gleichwertigkeit des oſtpreußiſchen Menſchen mit den 
Angehörigen anderer deutſcher Stäume und durch den Hinweis 
auf die fruchtbare Mitwirkung des oſtureußiſchen Menſchen am ge⸗ 
ſamtdeulſchen Geiſtes⸗ und Kulturleben entgegenzuwirken. 


Dr. K. 
Prof. Michael Hruſchew sti. Sein Leben und ſein Wirken. 
Verlag der Geſellichaft der Freunde des ÜUkrainiſchen Wiſſeuſchaft⸗ 
lichen Inſtituts, Berlin. 1935. 48 Seiten. — Was Scheiptichenko für 
die ukraiuiſche Literatur war, das war der im vergangenen Jaore 
verstorbene Oruſchewſtyi für die ukrainiſche hiſtoriſche Wiſſen chaft. 
Mit ſeiner ſiebenbändigen Geſchichte der Utraine, ſeiuer fünſbändigen 
Geſchichte der ukrainiſchen Literatur, ſeiuen zahlluſen anderen gröſ⸗ 
ſeren Arbeiten und ſeinen vielen hundert Beiträgen in wiſſenſchaft⸗ 
lichen Publikationen hat er für die Geſchichtswiſſenichaft ſeines Voikes 
Eiumaliges geleiſtet. Er iſt nicht nur ein ungemein erfolgreicher 
Forſcher, ſondern auch ein glänzender Organiſatac des ukrainiſchen 
wiſſenſchaftlichen Lebens, wicht nur ein Wiſſenſ haſtler von inter⸗ 
nationaler Bedeutung, ſondern auch ein fruchtbärer Erwecker und 
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17 mrajen Soltsbildnng ( en. Daß er als Poli- 
tiker, als der er in der Zeit des ruſſiſchen Zuſammenbruchs an der 
Spitze des ukrainiſchen Volks rates geſtanden hat, ſcheiterte, war die 
Tragik feines Lebens. In der vorliegenden Broſchüre würdigen 
Prof. Palme, Prof. Krupnyekyj und Prof. Kuziela das 
Lebenswerk dieſes Mannes. Im Anhang iſt jene bedeutſame Arbeit 
Hruſchewſkyfs wiedergegeben, in der er die Selbſtändigkeit der ukrai⸗ 
niſchen gegenüber der ruſſiſchen Geſchichte abgrenzt. Dr. K. 


Die ungariſche Volksſeele im Spiegel der Zeitpolitik. Von Dr. 
Franz Rajniß. Verlag von R. Oldenbourg, München u. Berlin. 
1935. 25 Seiten. Preis broſch. 0,80 AN. — Die Schrift, zu der 
Prof. Karl Haushofer das Vorwort geſchrieben hat, euthält die 
Wiedergabe eines im Rahmen der Veranſtaltungen der Deutſchen 
Akademie in München gehaltenen Vortrages. Rajniß umreißt in 
knapper Form einige der geſchichtlichen Momente, die die ungariſche 
Volksſcele geformt haben: Türkennot, habsburgiſchen Zentralismus 
und Diktat von Trianon hebt er beſonders hervor. „Die ungariſche 
Volksſeele iſt heute eine ganz reviſioniſtiſche Seele. Im Reviſions⸗ 
gedanken konzentriert ſich jede Kraft und Willensänßerung... Im 
kulturellen Leben der zerriſſenen ungariſchen Volksſeele iſt (in 
Reſtungarn) gewiſſermaßen eine Stagnation eingetreten, während ſich 
in dem abgetrennten Siebenbürgen das kulturelle Leben zu einer 
bewundernswerten Blüte entfaltet.“ Daß im ungariſchen Volkstum 
breite Strüme deutſchen Blutes fließen, wird von Najniß wohl 
erwähnt, aber nicht gewertet. Die immer wieder aufflammenden, 
gegen das ungarländiſche Deutſchtum gerichteten Magyariſierungs⸗ 
tendenzen führt er auf die chauviniſtiſche Geſinnung magyariſierter 
deutſcher Bauernſöhne zurück, eine Erklärung, die in ihrer zeitlichen 
Begrenzung auf die Gegenwart nicht befriedigen kann. Als einer 
der Führer der jungen ungariſchen Generation iſt Rajniß ſich wohl 
darüber im klaren, daß einerſeits die Entrechtung des deutſchen 
Volkstums für die Beziehungen zu Dentſchland eine Velaſtung dar⸗ 
stellt und daß andererſeits die Anerkennung der Lebensrechte der 
deutſchen Volksgruppe eine moraliſche Vorbedingung für die An⸗ 
erkennung der ungariſchen Reviſionsforderung iſt. Dr. K. 


Wilhelm Doms. Ein oſtdeutſches Leben für die Kunſt. Von 
Auguſt Scholtis. Mit 28 Abbildungen nach Gemälden und 
Graphiken. Verlag Die Rabenpreſſe, Berlin. 1935. 36 Seiten. — 
Auswahl und Wiedergabe der Bilder geben einen guten Ueberblick 
über das Werk des 1868 geborenen oberſchleſiſchen Künſtlers. Neben 
Bildern, die ſich durch Klarheit der Linienführung auszeichnen, 
ſtehen andere, die Geſtalten und Gegenſtände ins Geſpenſtiſche, Ab⸗ 
ſchreckende, Unproportionelle verzerren. Auguſt Scholtis verſucht in 


feinem einleftenden Text, an Hand der Schriften don Doms eine 
Erklärung dieſes auffälligen Bruches zu geben, der durch das 
Schaffen des Künſtlers geht. Es ſind Ausführungen, die allzu 
große Anforderungen an die Phantaſie und Wortgläubigkeit des 
Leſers ſtellen und die durch gewaltſam wirkende Vergleiche eher un⸗ 
durchſichtiger als klarer werden. So, wenn z. B. der geiſtig⸗künſt⸗ 
leriſche Standpunkt Doms' durch folgenden Satz gekennzeichnet 
werden ſoll: „Wollte man von Doſtojewſki bis zum Prager Barock 
eine Horizontale ziehen, von Ernſt Theodor Amadeus Hoffmann bis 
zu Eichendorff eine Vertikale, ſo wäre der Stoff der Doms'ſchen 
Kunſt im Mittelpunkt geſchnitten.“ Dr. K. 


Die Leuie von Rojendorf. Sudetendeutſche Bauernköpfe in Holz 
geſchnitten von Walter Buhe. Verlag Grenze und Ausland, 
Berlin W 30. 78 Seiten. Preis 1,80 RK. — Im nordböhmiſchen⸗ 
Grenzgebiet liegt das alte deutſche Dorf Roſendorf, eines unter 
hunderten anderer fudetendeutſcher Dörfer. Profeſſor Walter Bude 
hat die charaktervollſten Köpfe aus der Dorfgemeinſchaft in meiſter⸗ 
haften Holzſchnitten feſtgehalten. Zu jedem der Schnitte hat der 
Dargeſtellte ſelbſt feinen Lebenslauf geſchrieben. Schnitte und Fakſi⸗ 
miles der dazugehörigen Niederſchriften hat Buhe zu einem Bilder⸗ 
buch zuſammengeſtellt, das beſſer und unmittelbarer, als es ein 
langes Erzählen vermöchte, über die Leute von gt nn 

r. = 


Derr deutſch⸗ſlawiſche Grenzraum als Zone politiſch⸗hiſtoriſcher 
Ideenbildung. Von Eruſt Birke. Kommiſſionsverlag von Tre⸗ 
wendt und Granier, Breslau. 1935. 15 Seiten. — Der Aufſatz ſetzt 
ſich mit einigen weſentlichen Ideengängen auseinander, die vom 
Kreis um die Zeitſchrift „Der Nahe Oſten“ (Daus Schwarz, Harald 
Laeuen, Friedrich Schinkel, Giſelher Wirſing, Carl Dyrſſen, Otto 
Weber⸗Krohſe) vertreten werden. Er wendet ſich vor allem 
gegen die Myſtifizierung des Raumes und die begriffliche Ueber⸗ 
ſpitzung des Preußentums, wie ſie in dieſem Kreiſe, der ſich als 
Verwalter des geiſtigen Erbes Moeller van den Brucks betrachtet, 
üblich ſind. Er betont demgegenüber die raumbindende Kraft des 
Volkstums' und das Preußentum als eine Frage der N 
r. » 
= K. 
Wer iſt's bei den Olympiſchen Spielen 1936. Von Hans Bo⸗ 

rowik. Reichsſportverlag Berlin SW 68. — Dieſes 176 Seiten 
umfaſſende Taſchenlexikon enthält in alphabetiſcher Anordnung Kurz⸗ 
biographien von mehr als 1000 Teilnehmern der Olympiſchen Spiele - 
1936. Es iſt für jeden an dieſem Wettkampf der Jugend der Welt 
Intereſſierten ein unentbehrliches Nachſchlagewerk. 


Beſucht den deutſchen Oſten 


Billige Paſſantenſcheine in Schleſiens Bädern: Die ſchle⸗ 
ſiſchen Kurorte haben beſchloſſen, in der nächſten Kurzeit 
Paſſantenſcheine für ſolche Gäſte auszugeben, die ſich auf 
der Durchreiſe befinden und nur einige Tage verweilen wollen, 
ohne Kurmittel in Anſpruch zu nehmen. Die Scheine werden 
5 Tage gelten und nur etwa 10 v. H. der ſonſt zu zahlenden Kur⸗ 
taxe koſten. 


Hauptkurzeit in Oſtpreußen: Mit Rüickſicht auf die 
klimatiſchen Verhältniſſe in Oſtpreußen hat der Reichsfremden⸗ 
verkehrsverband es den oſtpreußiſchen Seebädern geſtattet, den 
Beginn ihrer Hauptkurzeit, für den ſonſt allgemein der 1. Juni 
gilt, auf den 15. Juni feſtzuſetzen. Die Beſucher brauchen alfo 
erſt von dieſem Tage an volle Kurtaxe zu zahlen. 


Freilichtſpiele in Marienburg und Elbing: Die in früheren 
Jahren vor allem durch ihre „Bartholomäus⸗Blume⸗Aufführun⸗ 
gen“ bekannt gewordenen Freilichtſpiele auf dem 
Marktplatz zu Marienburg ſollen in dieſem Jahre 
wieder zu Pfingſten ſtattfinden. Auch Elbing beabſichtigt, 
im kommenden Sommer Freilichtſpiele aufzuführen. Sie ſollen 
im Juni, Juli und Auguſt im ſtimmungsvollen Hof des Heiligen⸗ 
ee ſtattfinden und drei bis vier Aufführungen 

ringen. 


Seedienſt Oſtpreußen: Den Kraftfahrern iſt im See⸗ 
dienſt Oſtpreußen, vor allem durch die beſonderen Einrichtungen 
des Dampfers „Tannenberg“, in beſchränktem Umfange auch auf 
den Motorſchiffen „Hanſeſtadt Danzig“ und „Preußen“, die Mög⸗ 
lichkeit gegelen, Seereiſen nach Oſtpreußen zu unternehmen, ohne 
auf die Mitnahme des Kraftwagens verzichten zu müſſen. Ueber 
die Beförderung der Kraftwagen mit den Seedienſt⸗Schiffen iſt 
jetzt das „Merkblatt für Kraftfahrer 1936“ erſchienen, 
das alle näheren Einzelheiten, auch die Tarife, enthält und in den 
Reiſebüros beim Deutſchen Automobil-Club ſowie bei den Ver⸗ 
tretunden des Hapag⸗Seebäderdienſtes, des Norddeutſchen Lloyds 
und der Stettiner Dampſſchiſſs⸗Geſellſchaft J. F. Braeunlich aus⸗ 
gegeben wird. Als wichtige Neuerung für dieſes Jahr iſt hervor⸗ 
zuheben. daß die Kraftfahrzeuge im Intereſſe des VBeſitzers jetzt 
grundſätzlich gegen Seegefahr verſichert werden. Nur 
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bei vorherigem Verzicht auf Schadenerſatzanſprüche kann von 
dieſer Verſicherung, deren Gebühr niedrig gehalten iſt, Abſtand 
genommen werden. Um eine ſachgemäße Behandlung der Kraͤft⸗ 
fahrzeuge zu gewährleiſten, ſind die mit der Verladung betrauten 
Offiziere und Mannſchaften der Seedienſtſchiffe in der Führung 
von Kraftfahrzeugen ausgebildet worden. Zur Sicherſtellung der 
Beförderung ſind die Kraftwagen 72 Stunden vor der Abreiſe 
unter Leiſtung einer Frachtanzahlung (5 %% je Wagen, 3 IM 
je Motorrad) bei der „Seedienſtmeldeſtelle J. Müller, Swine? 
münde“, anzumelden. \ 


Oſtpreußiſche Bäderſtraße: Beim Generalinſpektor für das 
deutſche Straßenweſen wird zur Zeit ein Straßenbauplan be: 
arbeitet, der die Schaffung elner Verbindungsſtraße 
milden den Badeorten der oſtpreußiſchen Same 
landküſte vorſieht. Die neue Straße, die namentlich den mit 
dem „Seedienſt Oſtpreußen“ in Pillau ankommenden cn bg 
fahrern die Möglichkeit geben würde, unter Vermeidung des 
Umweges über Königsberg von Pillau aus direkt nach Brüſterort 
und an die nördliche Samlandküſte zu gelangen, fol in Königs⸗ 
berg anfangen und — unter Einbeziehung von Sarkau, dem 
ſüdlichſten Ort der Kuriſchen Nehrung — die Bäder Cranz, Neu: 
kuhren, Rauſchen und Georgenswalde miteinander verbinden, um 
dann möglichſt nahe an Brüſterort vorbei ſüdwärts über Palm⸗ 
nicken nach Pillau zu führen. Bei Königsberg würde ſie Anſchluß 
einerſeits an die oſtpreußiſche Reichsautobahn, andererſeits an die 
Reichsſtraße Königsberg—Inſterburg erhalten. Der Bau würde 
vorausſichtlich zwei Jahre in Anſpruch nehmen. 


Werbt 
füt 
„Oſtland“ 
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